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it — — 
der ſaarländiſchen Bevölkerung in die Regierungs 
der kommijfion für das Saarland zu bringen und den damali⸗ 
len, 1 | gen franzöſiſchen Oberſten Militärverwalter Andlauer 
Der Schrei des Saattals. als Dertreter Frankreichs. Das dritte iſt das Protokoll 
uf⸗ Da der Mund vom Zwange frei, partei und der Dekane des Saargebiets“ am 24. Juni 
Tönt vom grünen * — 1919 im Presbyterium von St. Johann Saarbrücken, 
* Tausendfach der Ruf und Schwur, : worin dieſe Führer der Zentrumspartei zu dem Entſchluß 
n ⸗ Der dort immer Wahlſpruch war: kamen: gemäß den Befehlen der katholiſchen Religion 
10. , | \ orſam zu ſein, die neue Regierung ohne Hintergedanken 
der 2 durch ee ee Ruf. 9 frei und aufrichtig zu unterſtützen, von welcher die Katho⸗ 
oy | Tiken hoffen und erwarten, daß fie beſſer als das alte 
ng Denn wit en aud preußiſche Regime die Rechte, Gewohnheiten und Ge- 
bis „Deutſchland!““! bräuche der Bevölkerung achtet.“ Ferner wurde in 
bis | diejer Sitzung die Abſendung des Geſuchs an Tardieu 
e. Zu des Erdballs Völkern dringt beſchloſſen, worin Muth als Dertreter der Einheimiſchen 
eg Hilfeheiſchend unſer Schrei, im Fünferrat empfohlen wird. Als Empfehlung wird 
orfe Flehend, daß Gerechtigkeit von ihm geſagt, daß er in Saarlouis geboren, ſeit 
iete Fürder unſer Teil nun fei: 57 Jahren in Saarbrücken wohnhaft, jeit 33 Jahren 
oD gland! Stadtverordneter ijt, dreimal als Beigeordneter vor 
aA F. S. geſchlagen und dreimal durch den König von Preußen 
Wilhelm II. nicht beſtätigt wurde, und vor allem, daß 
ein | er zu Beginn des „unglücklichen Krieges 1870“ mit ſeiner 
dag Meere jiuingen Frau aus Saarlouis ausgewieſen wurde, weil er 
chie „ 1869 an einer Feier für den Marſchall Wen teilgenommen 
chen | habe. 
at Nephiſtopheles Mouth. Wir ſagten: nur der Chronik halber bringt der 
nzö⸗ | | | | „Saarfreund“ auch dieſe ſchmutzige Geſchichte, denn 
zahl Uur der Chronik halber erwähnen auch wir die zu einer Charakterijierung der Derhältniſſe im Saar- 
iler, Enthüllungen des „Iwanzigſten Jahr- gebiet tragen dieſe Dokumente nichts Neues bei. Die 
vad hunderts“ vom 17. April über Hodverzats- | Stellung Muths ijt fo allbekannt, daß wirklich nichts 
chaft pläne im Saargebiet. der Dorwurf des hoch- weiter mehr über ihn zu ſagen war. Daß diejenigen, 
ant: berrats wird in der genannten Seitſchrift belegt durch die | welche die Petition und das Protokoll unterſchrieben 
eden Veröffentlichung von drei Dokumenten, durch die An- haben, nicht die Vertreter weder der Katholiken noch der 
gehörige der Zentrumspartei im Saargebiet auf den Mehrheit der Zentrumsanhänger im Saargebiet ſind, das 
am erſten Blick anſcheinend kompromittiert werden. , ijt ebenjo klar. Denn weder Katholiken noch Zentrums- 
tel Zunächſt iſt es ein Organiſationsplan des neuen parteiler würden ein ſolches erlogenes, würdeloſes 
ae? Saarjtaates, den der Preußiſche Geh. Juſtizrat und gemeines Machwerk billigen. 
der Muth, der ſich allerdings in dem Schriftſtück, in kalt Und das hat ſich auch ſofort gezeigt, als die Doku- 
bahn blütiger Erfaſſung der Sachlage, als „Mouth, Rechts- mente bekannt wurden. Einmiitiq wurde von 
ihme anwalt und Dr. der Rechte“ bezeichnet alſo allen Katholiken und von der Zentrums 
jum nichts von Preuß. Geheimrat und Jujtizrat -- am [preſſe das Dorgehen derjenigen, die ſich als 
cade 26. Juni 1919 nach Paris gerichtet hat. Das zweite ihre Dertreter bezeichneten, aufs kräftigſte ver- 
amt⸗ Schriftſtück ijt ein Geſuch, welches eine „Konferenz der urteilt und erklärt, daß dje herren, welche jene 
inten Dertreter der Katholiken des Saarbeckens“ an Tardieu Schriftſtücke unterſchrieben hallen, eigenmächtig vor- 
noch richtet und das Stimmung machen ſoll bei dem „Hohen gegangen ſind und daß die Zentrumspartei als ſolche 
Kommiſſar“, den Monſieur Mouth als Dertreter 


nichts damit zu tun habe. | 
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Sofort bei Erſcheinen der Dokumente waren wir, 


die wir das verderbliche Wirken Muths innerhalb ſeiner 


Parteifreunde während der Beſatzungszeit beobachten 
konnten, überzeugt, daß die ganze Aktion nichts 
als ein Werk Muths fei, dieſes Mephiſto⸗ 


pheles innerhalb der reindenkenden und reinfühlenden 


Saarbevölkerung, und daß die Zentrums führer ihm ins 
Garn gegangen ſind, in beſtem Glauben, aber in einem 


unglaublichen Leichtſinn. Wir freuen uns, dieſe Anſicht 
beſtätigt zu ſehen durch die ſofortige Erklärung 


dieſer Manner, die mit den Worten beginnt: „Wir 


Jind deutſch und wollen deutſch bleiben“ 


* 


und die dann das ganze geradezu teufliſche 
Werk Muths enthüllen. Denn wie die Unter- 


zeichner mitteilen, wurde ihnen das Protokoll erſt ſpäter 


zur Unterſchrift vorgelegt. Muth rechnete auf die 


Flüchtigkeit und die Schwäche der Herren in 
der franzöſiſchen Sprache. Zu ihrem Entſetzen, ſo kann 
man wohl hinzuſetzen, bemerkten ſie die würdeloſen und 


verdächtigen Redewendungen, wodurch das eigene Ueſt 


beſchmutzt wurde, erſt in der nächſten Sitzung, worauf ſie 


ſofort in einer neuen Eingabe die Begründung ihres Ge- 
ſuchs zurücknahmen. Das Wichtigſte aber ijt, daß jie 


nichts von dem Organiſationsplan des Herrn Mouth 


Wußten. 


And wir können ihnen verraten, vielleicht wiſſen | 
fie es ſchon ſelbſt, daß auch die Mitglieder der franzöſiſchen 


Militärverwaltung, durch deren hände die zwei von den 


Führern der Zentrumspartei unterſchriebenen Schrift- 


ſtücke gingen, nichts von der Sonderaktion des herrn 


Muth gewußt haben, ſo daß ſie bei der Deröffentlichung 


an der Echtheit zweifelten. Die Echtheit wurde aber durch 


die de- und wehmütige, lendenlahme Erklärung Muths 


ſelbſt, die er ſofort veröffentlichte, beſtätigt. 


In den Streit, der zwiſchen den einzel 


“nen Parteien um dieſe Dokumente im Saar- 


gebiet entſtanden ijt, wollen und dürfen wir 
uns nicht einmiſchen. Es iſt Parteiſtreit, 
den wir angeſichts der traurigen politiſchen Lage des 


Deutſchtums im Saargebiet tief bedauern. Unſerer Mei- 


nung nach hat jede Partei, mag ſie innerpolitiſch 


einen Standpunkt einnehmen, wie ſie will, heute nur 


die eine Pflicht: ſo lange das Saargebiet unter 


einer Fremdherrſchaft ſteht, die dem deutſchen Dolke an 
der Saar aufgezwungen wurde, die ihm das Dorredt 
eines Volkes, ſein Schickſal ſelbſt zu beſtimmen, vor- 
enthält, jo lange dieſer Sujtand herrſcht, i ſt der 


deutſche Gedanke das erſte und letzte Wort 


jeden Programms. Mur fo kann die Frage des 
Saargebiets gelöſt werden, wenn nicht durch Deutſchland, 
jo durch die anderen Dölker, insbeſondere durch die großen 
Demokratien, die nur in Unkenntnis des wahren Cha- 


rakters des Saargebiets die Beſtimmungen von Der- 


ſailles billigen konnten. Sie aufzuklären durch ſtete und 
ſtändige würdevolle, von aller Hetzerei freie Betonung des 


deutſchen Gedankens, der allein an der Saar herrſcht und 
herrſchen kann, das iſt hehre pflicht aller und 


aller, denen das Schickſal ihrer heimat 
am herzen liegt. 


Wenn einige Angehörige einer partei durch die Do- 


kumente im erſten Augenblick belaſtet ſchienen, wir 
wollen es hier ausſprechen: die aufrechten Bekenntniſſe 
der Partei und ihrer Einzelangehörigen zum Deutſchtum 
und ihr offen und ehrliches Abrücken von dem Derfiihrer 


Muth haben, wir brauchen nicht zu ſagen: jeden Der- 


dacht zerſtreut, ſondern im Gegenteil, ſie haben mit dazu 
beigetragen, noch einmal in feierlichſter 
Form den deutſchen Charakter der Saar- 
bevölkerung vor aller Welt verkündet. 


— — — 


Belaſtet iſt und bleibt allein Muth. 
Er wollte die reine Geſinnung verführen burch elende 
Machenſchaften. Eine ſolche Teufelstat fand ihren Cohn: 
In der Wolfsſchlucht allgemeiner Der- 
acht ung liegt er vergraben. Sein Uame 


wird in Ewigkeit nur mit denen gemein- 
ſter Verräter genannt werden! 


Das Saarland belogen und betrogen!“ 


Was geht im Saarlande vor? Dieſe Frage kann man mit 


Recht in banger Sorge aufwerfen, denn der Amtsantritt des Prä⸗ 


jidenten der vom Völkerbund mit der Regierung des Saarlandes 
beauftragten Fünferkommiſſion läßt klar erkennen, daß es das 
Ziel und die Abſicht dieſes franzöſiſchen Beauftragen iſt, unter 
Beiſeiteſchiebung aller Rechte, die uns anſcheinend der Friedens⸗ 
vertrag zuſtand, das Saarland zu verwelſchen und die 
Pläne der franzöſiſchen Annektioniſten auf den Raub des rein 
deutſchen Gebietes durch eine offene Brüskierung der vom Völker⸗ 
bund proklamierten Selbſtbeſtimmung der Nationen auf Umwegen 


zu verwirklichen. Wie das deutſche Volk mit den 14 Punkten dess 


riedensprogrammes Wilſons ſchamlöͤs hintergangen iſt, fo ſoll 
das Saarland der Zuſicherungen des Friedensvertrages belogen 


und betrogen werden. Bei der vorübergehenden Abtretung der 


Hoheitsrechte über das Saarland iſt der deutſchen Regierung und 
dem Saarlande hochheilig verſprochen worden, daß die alliierten 
und aſſoziierten Regierungen beſondere Sorgfalt darauf ver⸗ 
wendet haben, den Einwohnern des Saargebietes ſelbſt jeden 
materiellen und moraliſchen Schaden zu erſparen! Ausdrücklich 
haben die Mächte verſichert, daß das Direktorium des Saarlandes 
nicht der Souveränität Frankreichs unterſtellt werde, ſondern der 
Kontrolle des Völkerbundes! Laut Friedensvertrag ſoll die deut⸗ 


ſche Staatszugehörigkeit der Saarländer unangetaſtet bleiben, 


ſoll das Saarland nach den vor dem Kriege in Geltung geweſenen 
deutſchen Geſetzen regiert werden, und was ſonſt noch 
an ſchön klingenden Verheißungen hoch und heilig verſprochen 
worden iſt! In ſeiner kurzen Amtstätigkeit ſchiebt der Präſident 
der Saarregierung, der frühere franzöſiſche Staatsrat 
Rault, alle dieſe Zuſicherungen achtlos beiſeite, wie einen 
Fetzen Papier zerreißt er den Friedensvertrag und ſpielt ſich als 
ein Diktator im franzöſiſchen Intereſſe hier im 
Saarlande auf. ie deutſchen Kundgebun 
zu denen ſich die Saarbevölkerung nach der ſcheinbaren 
Befreiung von der fünfzehn Monate hindurch ſchrankenlos 
herrſchenden franzöſiſchen Militärdiktatur einmütig als Be⸗ 
kundung der ihm zugeſicherten freien Selbſtbeſtimmung 
einhellig vereinte, wagt er offen als den von deutſcher 
Seite geſchürten Geiſt des Aufruhrs, zu bezeichnen! Wahr⸗ 
lich, es hätte nach dieſer Militärdiktatur keines Anreizes zur Be⸗ 
kundung zum Deutſchtum bedurft, um dieſe einhelligen Kund⸗ 
gebungen innerſter Ueberzeugung hier auszulöſen, die klar den 
Willen der Bevölkerung zum Ausdruck brachte, ihr Deutſchtum 


mit in die 15jährige Losreißung vom Vaterlande hinüberzuretten. 


Wenn dem Saarländer ſeine Staatszugehörigkeit im Friedens⸗ 
vertrage zugeſichert iſt, dann darf ſie ihm auch kein „Beauftragter 
des Völkerbundes“ als Geiſt des Aufruhrs herabwürdigen, zumal 
wenn dem Beauftragten auch vom Völkerbunde jede moraliſche 
Schädigung der Saarländer unterſagt iſt. teht ſchon die Be⸗ 
rufung eines Franzoſen an die Spitze der Saarregierung mit der 
Zuſicherung der aſſoziierten und alliierten Mächte, die Saarregie⸗ 
rung nicht der Souveränität Frankreichs zu unterſtellen, nicht im 
Einklang, wenigſtens nicht mit dem Geiſte dieſer Verſicherung, ſo 
ſteht noch weniger hiermit im Einklang die Amtsführung dieſes 
beauftragten Treuhänders. Wohl hat er ſchon vor ſeinem Amts⸗ 
antritt uns glauben machen wollen, daß er kein Franzoſe mehr 
ſei, ſondern ſich nur als der „Beauftragte des Völkerbundes“ 
fühle. Als dieſe Zuſicherung in Gegenwart eines franzöſiſchen 
Militärs bekannt wurde, der ſich ſelber als den mächtigſten Mann 


der Militärdiktatur ſelbſt über den Oberſten Militärverwalter 


hier im Saargebiet bezeichnet hat, ging über deſſen Züge das be⸗ 
kannte Augurenlächeln! Und der Präſident Rault hat denn auch 
ſchnell genug dieſe Maske ſeiner Unparteilichkeit fallen laſſen. 
Sagte er doch in einer der erſten Konferenzen mit den Vertretern 
des Saarlandes, als eine paritätiſche Beſetzung des Wohnungs⸗ 
amtes gefordert wurde, um den Willkürakten des franzöſiſchen 
Militärs bei den Wohnungsbeſchlagnahmungen im Intereſſe der 
Bürgerſchaft zu ſteuern, daß er niemals zulaſſen werde, daß die 
Intereſſen der franzöſiſchen Offiziere hinter den Intereſſen der 
Bevölkerung zurückſtehen dürften. Alſo der Mann, der vom 


] Wir geben hiermit der Zuſendung eines Freundes aus 
dem Saargebiet gern Raum. . 
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kommiſſion ihre direkten und unmittel 
wählen önnen, das heißt alſo, dea ſaarfremd e Aus⸗ 
länder in die fü renden Stellungen berufen wer⸗ 
den undd die Jaarländiſchen 
untergeordneten tellen be 
Hinzu kommt für dieſe Fremdländer noch d 
über die Beamtenſchaft, und der Weg zur Ve 
landes iſt frei, denn eine ſolche unter der 
chen ſurpatoren gezwängte Beamtenſchaft kann 
Rechte und Intereſſen er Saarländer wa 

mte gedrängte Beamte kann aber der Präſident 
ihm genehme Organe erſetzen nach ſeiner Ausleg 
densvertrages, wie ihm denn au t 1 
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Intereſſen des Saar- 
ich ganz offen dazu, 
en der franzöſiſchen Offi⸗ 


hrnehmen. Aus dem 


B der Rache der „ſieg⸗ 
ſt, der jede Bekundung des Deutſchtums 
fruhrs“ zu verdächti⸗ 
tum an der Saar ſoll 


Kriegsgeſetze wei⸗ 


Saarland weiter * 2 ohls der Bevöl kerung in die Verwaltungsrechte 


„Saarfreund“ Kr. 8, Seite 47 


die reine Dittatur in de m Moment, wo der Bil: 
kerbund das der Völker 
als al deſte Richtſchnur einer Jiele proklamiert! 
Hier an der Saar aber wird ein freier Volksteil unter der Ober⸗ 
hoheit dieſes ſelben Völkerbundes recht- macht⸗ und ſchutz⸗ 


los der Willkür eines Volkes PTetsgegeben, das 


ſche Beamte 


Teue tro alle echtung hochzuhalten es 
willt iſt. S gilt, den Notſchrei dieſes Landes in alle Welt 
hinauszurufen, das Völkergewiſſen n. Nurufen, gegen Unter⸗ 
drückung und Knechtung zu proteſtieren. D ich 
hat ſich unter dem Zwange einer erdrückenden Notlage des wirk⸗ 
ſamen Schutzes des Saarlandes begeben müſſen, was wir aber 


erſprechungen ein Augurenſp'iel getrieben 
wird, um Annektionsgelüſten eines eroberungsſüchtigen 
Volkes nur notdür tig verkleidet und bemäntelt freies 
Spiel zu laſſen. te grok muß die Not und 
nterdrückung einer deutſchen Bevölkerung 
von über einer halben Million Seelen 
erſt werden, bevor ihr Notſchrei ni nge⸗ 


cht u 
97 rwelſchung des Saar: | hört in der Welt verhallt? Groß iſt ſie bereits heute ge⸗ 


L f „offen die Knechtung unter fremdländiſchem Joch, 
unmöglich die erkenntlich allen, wie wir hier belogen und bet gen ſind. Wir 


ſind zu Sträflingen eines verlorenen Krieges 


weſenloſe Schemen verſchachert und verhandelt werden darf, ſoll 
noch das Wort von der Gerechtigkeit in der Welt nicht jeden 
Seins entkleidet werden. 


Der Saatlande Not 
unter der Tremdherrſchaft. 


Ein und ei halb Monat ſind ſeit den gewaltigen Kund⸗ 
gebungen im Nonatfür, Deutistum und Sreibeit verfloſſen. Ein 
nat. 


ärdiktatur 


Für den Präſidenten Rault gelten um das Saarvolk von ſeinen Nöten und Laſten zu befreien? Die 


Stimmung unter dem Saarvolk, wie ſie ſich in der Preſſe offen⸗ 
t, antwortet: Nichts! Es erſcheint nicht glaubhaft, aß 
die zur Wahrung 


utſchen Reiches über das Saargebiet eingeſetzt worden 


unſerer Sieger ausgeliefert lind!“ wie die „Sa ar⸗ 
briider Zeitung“ in einer ihrer letzten Ausgaben ſchtieb. 


iſt, t 
Völker undes ablegen zu wollen, im Herzen Fran le ge⸗ 
ieb 


dulden, ſagt Präſident Rault — aber Rault iſt nicht die 
Jünferkommiſſion | 
gen der Kommiſſion, die bisher wenig in Erſcheinung getreten 


1920 5 29. April 1920 
th Völkerbund berufen i 
landes zu wahren, be 
ende daß ihm die Intereſſe 5 
ohn: ziere allen anderen geben 
er Mit der Zuſicherung ſeiner Unparteilichkeit iſt das Saarland offen 779 
me belogen worden. Und nun ſoll es auch noch um ſeine Rechte aus g 
dem Friedensvertrage betrogen werden, betro gen dur ch e i ne etleibung 
Uſchun a der Veamtenſchaft, deren als ſein Ziel zu erkennen gegeben 
Beſeitigung und Einſchüchterung das offen erklärte Ziel des Prä⸗ hat. Unter der Protektion des Völkerbundes iſt das Saarland 
ſidenten Rault iſt. Nach dem Friedensvertra E gelten. fj i als ein Notſtandskind geboren worden, das nicht leben und nicht | 
: deutſchen Rechte und Geſetze mit Ausnahme der ſterben kann, das aber ſein e höre 5 
ter. Nach dieſen Geſetzen haben deu Nutterlande 
17 das Saarland zu verwalten. Rief on einen 
Sturm der En unter der Beamtenſchaft, hinter 
mit der einmütig die epölkerung ſtand, hervor, als es 5 
Brie befannt wurde, daß ſich der Präſident das Recht vor⸗ 5 
ndes behielt, den feſtangeſtellten ſaarländiſchen Beamten eine ſechs⸗ 
das monatige Probedienſtzeit aufzuerlegen, innerhalb welcher Friſt 
inter ihm die Entſcheidung über die Beibehaltung im Amte zuſtand, ſo e UU es ſeine Stimme 
Witd dies noch mehr der Fall ſein, nachdem jetzt der Präſident der Vertrags treue erhebt, daß es gegen 
erklärt, es fet fein gutes ſdecht, fämtliche Beamten Verletzungen | 
918 zu entlaſſen oder nach ſeinem Gutdünken zu be: ſerem Intereſſe Widerſpruch erhebt, daß es das 
halten. Für die oberen Verwaltungen, [Gewiſſen des Völkerbundes 
Recht micht zul hen 
egen * 
des 
ſoll 
ogen 
der 
und 
rien 
ver⸗ 
eden 
klich 
der Kampfe um deutſches Recht und deutſche 
eut⸗ | Geſinnung trey zur Seite ftehen werden. denz - 
ben, deutſches Heime 
nen 
0 der hen metitages aus Worden 
— un Jo hen Bes der Weltaem Foffnung darin, daß das doch einmal 
ent geht e er Zwang z um Joche u ntet die Fremd herr crwadende Weltgewiſſen dieſen Zuſtand der Unterdrückung und 
at Rechtlosmachung nicht erdulden wird und daß der Tag herauf⸗ 
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denten Rault eine Denkſchrift über die re 


berufen worden. 


wir 
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is fremdländiſchen und ihr genehmen Beamten zu beſetzen, ſon⸗ 
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„Saarfreund“ 


ſind, 8 erwartet werden, daß fie ſtreng an ihrer Neutra⸗ 
e ſthalten. 

In der „Saarbrücker Zeitung“ veröffentlicht Herr Mathias 
Filſer einen offenen Brief an das jetzt erſt eingetroffene 
Mitglied des Fünferrates Waugh, den er für den 
einzigen Menſchen anſieht, det noch von den ganzen Vorkomm⸗ 
niſſen der letzten Zeit unbeeinflußt iſt. In kurzen Zügen ſucht 


er Herrn Waugh darzulegen, wie die Situation im Saargebiet 


tatſächlich iſt und welche Art der Regierungsführung man von 
ihm erwartet. Er bittet Herrn Waugh, ſich nicht von geldhungri⸗ 
gen, unehrlichen Perſönlichkeiten, die nach zwei Seiten hin ein 
ut honoriertes Verräterſpiel treiben, beeinfluſſen N laſſen. „Wir 
nd“, ſchreibt er, „von einem kleinen Häuflein 1 
abgeſe en, Demokraten ohne Unterſchied der Partei. ir — 
e, ſowohl dem Friedensdiktat nach, das uns ohne Befra⸗ 
gung und gegen unſern Willen von unſerer Mutter trennen will, 
als auch unſerer Abkunft nach. Es gab hier bis zum Eintritt 


der franzöſiſchen Truppen überhaupt keine Nichtdeutſchen. Wir 
ſind entſchloſſen, die 5 
tion brachte, zu erhalten und auszubauen und gegen alle Ver⸗ 


reiheit, wie ſie uns die Novemberrevolu⸗ 


ſuche, ſie uns zu ſchmälern, zu verteidigen. Wenn Frankreich 


die bisher betriebene Zucht der Förderung eigener oder ſeiner 


Staatsangehörigen Intereſſen verläßt, ſo wollen wir als 
Deutſche, deren Erbfehler ſtets ein leicht Vergeſſen war, über all 


das nh hinwegſehen, das wir ſeit November 1918 in Wort und 
Tat erfahren haben und begeiſterte Mitarbeiter an dem Werke 


ſein, das in die Grundſätze der Humanität: Selbſtverwaltung, 
Schutz der kleinen Nationen, ihrer Freiheit und ihrer Eigenarten 


eingeſchloſſen iſt. Das iſt eine deutliche Sprache, und doch kommt 


in ihr noch nicht zum Ausdruck, wieviel offene Rechtsbrüche das 
chon über ſich ergehen laſſen mußte während der kurzen 
Zeit der Völkerbundsregierung. 

Der Saarbrücker Anwaltsverein hat dem Präſi⸗ 
chtliche 


Lage des Gadrgebietes nach den Friedensbedingungen 


überreicht, die vom rein juriſtiſchen Standpunkt aus bearbeitet 


worden war. Darauf hat Präſident Rault erklärt, daß er ſich 
niemals das Recht nehmen laſſen werde, aus eigener Macht⸗ 
befugnis Beamte im Saargebiet anzuſtellen. Der Anwaltsver⸗ 
ein entgegnet ihm darauf, in einer Zuſchrift an die Saarpreſſe, 
daß im Saargebiet das deutſche Beamtenrecht geltend ſei, nach 
dem keine Ausländer als Beamte angeſtellt werden — 
Etwaige Privatangeſtellte der Mitglieder der Regierungskom⸗ 


miſſion kämen dabei nicht in Betracht, ihre Staatsangehörigkeit 


ſei gleichgültig. Da die deutſchen Geſetze aufrechterhalten wer⸗ 
den, ſei es eo ipso klar, daß auch das ganze bisherige Syſtem der 


Verwaltung beſtehen bleibe müſſe. 


Von der Regierungskommiſſion ſind als Vorſitzender 
des Wohlfahrtsamtes der Abgeordnete Koßmann, 
als Leiter des geſamten Schulweſens der Kreisſchulinſpektor 
Marx, und als Leiter des Höheren Schulweſens Dr. Colling 
é Sämtliche Herren haben die Beibehaltung 
dieſer Aemter davon abhängig 3 daß die Beam⸗ 
tenfrage in dem von den Beamten vertretenen 
Sinne geregelt werde, andernfalls wollen ſie ihre Poſten 
ſofort wieder zur Verfügung ſtellen. Die Regierungskommiſſion 
läßt jedoch durch den Neuen Saarkurier“ bekannt machen: 
Die genannten Herren haben ihre Ernennung angenommen, und 
zwar ohne jeglichen Vorbehalt und im Einverſtändnis 
mit den politiſchen Parteien, welche ſie der Regierungskommiſſion 
e haben. Der Streit, ob mit oder ohne Vorbehalt, 


im Fünferrat, Herr von Boch, ſein Verbleiben in der Kom⸗ 
miffion von denſelben Vorbehalten abhängig gemacht hat. Es 
iſt bezeichnend, daß gerade die deutſchen Teile der Regierung 
das Vorgehen der Kommiſſion in der Beamtenfrage als unge⸗ 
recht empfinden. Sie iſt ungerecht den augenblicklich im Saar⸗ 
land tätigen Beamten gegenüber und gefahrdrohend für das 


Deutſchtum des Saarlandes während der Trennungszeit. Ge⸗ 
udrücken, daß fie Beamte nach 


lingt es der Regierung ones 

eigenem Ermeſſen und Gutdünken anſtellen und entlaſſen darf, 
dann wird ſie ſich bei der Beſetzung der Stellen nicht darauf 
eſchränken, nur die unmittelbar ihr untergeordneten Stellen 


dern wird dafür ſorgen, daß die Beamtenſchaft in möglichſt weitem 
Umfange in dem Sinne arbeitet, in dem ſie bisher anſcheinend den 
Gedanken einer Völkerbundsregierung auffaßt. Die Beamten⸗ 
ſchaft ſteht geſchloſſen den Abſichten der Regierung, ſie zur 
rückhaltloſen Annahme des Statutes zu zwingen, gegenüber und 


hat durch ihre Organiſationen wiederholt erklärt, daß ſie nicht 


um Haaresbreite von ihren 3 Forderungen abweichen 
werde. Die ſozialdemokratiſche „Volksſt imme“ ruft die 
Arbeiter zur Einigkeit mit den Beamten auf und 
weiſt ſie auf die trüben Erfahrungen ihrer rage sad Berufs⸗ 
kollegen pin, die nach Ausmerzung der deutſchen Beamten land⸗ 
remden Beamten überlaſſen ſind, die für ihre Bedürfniſſe und 
Unſche, für ihren Geiſt und Charakter nicht das geringſte Ver⸗ 


t noch feſſelnder, wenn man hört, daß der deutſche Vertreter 


| 


Mitteilung, daß 


Wohnungsweſens gab 


209. April 1920 


3 beſitzen. In dieſen deutſchen Block der Arbeiter und 
eamten ſuchen die franzöſiſch inſpirierten Blätter Uneinigkeit 
hineinzutragen, indem ſie mit allen Mitteln eine Verhetzung der 
Arbeiter gegen die Beamten betreiben. Hauptſächlich iſt dies 
das Beſtreben des „Neuen Saarkurier“, der nach ſeiner 
eigenen Verſicherung auf Frieden, Ausgleich und Verſtändigung 
hinarbeitet und ſich nur von ganz hohen Idealen leiten läßt. 
Vie Erforſchung und Enthüllung dieſer Ideale hat ſich beſonders 


die Saarlouiſer „Saarzeitung“ in der letzten Zeit zur Auf⸗ 


gabe gemacht, leider mit dem Erfolg, daß ſie glaubt, „Fran⸗ 
zöſiſch“ zu verſtehen, wenn der „Neue Saarkurier“ oder ſein 
ae Aufguß, das „Saarlouiſer Journal“, vom „Völkerbund“ 
pricht. 

Der „Neue Saarkurier“ ſtellt allen denen ſeine Kräfte 
willig zur Verfügung, die Freunde der Franken währung 
und Frankenlöhnung ſind. Ein Anonymus redete in einer 
langen Reihe von Artikeln der Frankenwährung das Wort. Er 


appellierte klugerweiſe nur an den Magen der Leute, die von 


einer Frankenlöhnung einen augenblicklichen, kurzen Gewinn 
hätten. Um Penſionäre, Rentner, überhaupt Leute mit einem 
feſten Einkommen in Mark ging er ebenſo vorſichtig wie um 


jede ee Angelegenheit der Frage herum. Nach jeinem 
a 


Vorſchlag ſoll alles umlaufende Geld Frankenmünze ſein — aber 
jeder Gewinn oder jeder feſtliegende Wert auch fernerhin in 
Markwährung verrechnet werden. Die Anregung, die Lohnaus⸗ 
zahlung in Franken zu verlangen, wurde bald von einem, durch 
den berüchtigten Brief des Lothringers Becker gekenn⸗ 
zeichneten Kreis aufgenommen und propagiert. Unter den 
Saarbergleuten tauchten Liſten auf, in denen ſich jeder nament⸗ 
lich eintragen ſollte, um dadurch zu zeigen, er verlange Franken⸗ 
löhnung. Nachdem der vom deutſchen Bergarbeiterverband der 
Deutſchen Nationalverſammlung angehörende Abgeordnete 
Schwarz in der „Volksſtimme“ zugegeben hatte, daß der Verband 
offiziell dieſe Liſten herausgegeben hatte, ſchrieb die „Saar⸗Poſt“ 
zur Kennzeichnung dieſes Gebarens: Entlaſtend beſtreitet der 


Abgeordnete Schwarz, daß dieſe Liſten nach Frankreich geſchickt 


werden ſollten. Die Liſte ſelbſt brauche nicht an die franzöſiſche 
Regierung zu ene Es genügt für die franzöſiſche Preſſe die 
o viele Tauſende Bergarbeiter ſich unterſchrift⸗ 
lich für die Frankenwährung feſtlegen, um daraus die gewünſch⸗ 
ten Schlüſſe zu ziehen. Dem Abgeordneten Schwarz ſei eine 
Frage geſtellt: Dürfte ein franzöſiſcher Abgeordneter, der ſich zu 
einer ſolchen Handlung hergegeben hätte, ohne dazu im geringſten 
gezwungen geweſen zu ſein, wieder nach Paris zu einer Kammer⸗ 
ſitzung kommen? Die Saarlouiſer „Saarzeitung“ ſchreibt in 
einem ähnlichen, nur noch bedeutend deutlicheren Tone. Wie⸗ 
weit die weſtlich angehauchten Kreiſe und ihre deutſchen Mit⸗ 
läufer Erfolg in dieſer Sache haben werden, iſt noch 2 abzu⸗ 
ſehen, doch iſt zu vermuten, daß die Einführung des 
allein ſchon an den techniſchen und rechtlichen Schwierigkeiten 
In einer Sitzung erjtatteten die Fachausſchüſſe des 
Wirtſchaftsrates Bericht über die bisherige Tätigkeit. 
Abgeordneter Koßmann teilte mit, daß demnächſt eine Ver⸗ 


ordnung der Regierungskommiſſion, die die Ein⸗ und Ausfuhr 


nach dem Saargebiet regelt, herauskommen werde. Es wurde 
lebhafte Beſchwerde darüber geführt, daß deutſcherſeits für das 
Saargebiet Exportpreiſe berechnet werden. Auf die Frage, wer 
den Grenzſchutz bezahle, erklärte der Vorſitzende, die Regierungs⸗ 
kommiſſion werde die Koſten aus den Mitteln des Sonder⸗ 
erichtes beſtreiten. Bei Beſprechung der Kohlenfrage wurde er⸗ 
lärt, daß das Saargebiet nach dem Friedensvertrag ſeit März 
1919 3% Millionen To. Kohlen zu beanſpruchen gehabt, aber 
nur 2,4 Millionen von der franzöſiſchen Bergverwaltung erhalten 
ätte. Es wurde in Vorſchlag gebracht, mit einer Feſtſtellungs⸗ 
lage auf Lieferung der rechtmäßig zuſtehenden Kohlenmenge 
gegen den franzöſiſchen Bergfiskus vorzugehen. Es ſoll jedoch 
erſt das eingeforderte Gutachten eines amerikaniſchen und eines 
engliſchen Juriſten abgewartet werden. Bei Beſprechung des 
ohn bgeordneter Satorius ſeine perſönlichen 
Eindrücke bei dem gg a der Kommiſſion beim Präſidenten 
Rault wieder, deſſen Ergebnis die Wünſche der Bevölkerung 
keineswegs befriedigte. Abgeordneter Schmoll entgegnete ihm, 
daß der Geiſt der Saarbrücker Bevölkerung allerdings keine Ge⸗ 
währ biete, beſſer behandelt zu werden. Ueber die verſchiedene 
Auffaſſung kam es zu dramatiſchen Szenen, bei denen ſich Sato⸗ 
rius und Schmoll mit bis zum perſönlichen zugeſpitzten An⸗ 
züglichkeiten bedachten. Abgeordneter Hillenbrand, der zugunſten 
von Satorius in den Streit eingriff, erklärte mit donnernder 
Stimme, daß der Präſident Rault eine fertige Wohnungsverord⸗ 
nung vorgelegt habe, ohne die maßgebende Behörde zu fragen. 

Andererſeits verſteht es Präſident Rault jedoch aus⸗ 


gezeichnet, ſeinen ſtreng neutralen Standpunkt ſcharf zu vertreten. 


In der Stadtverordnetenſitzung der Stadt Merzig gab der Vor⸗ 
ſitzende Bauer Kenntnis von einem Schreiben, das der Präſident 
der Regierungskommiſſion Rault an ihn gerichtet hat und das 
ungefähr lautet: „Im Laufe des Vormittages des 1. April iſt 
am Bürgermeiſteramt in Merzig eine deutſche 
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29. April 1920 


Saarjreund“ 


ensvertrages nicht vereinbar und kann nicht geduldet 
werden. Es wäre nicht vorgekommen, wenn die Gemeindebehörde 
es nicht an Wachſamkeit hätte fehlen laſſen. Ich erteile 


Ihnen einen ausdrücklichen Verweis. bei Wieder⸗ 


holungen haben Sie diesbezügliches Einſchreiten zu gewärtigen. 
Rault.“ Herr Rault hat anſcheinend vergeſſen, daß er unter 


den flatternden Trikoloren Frankreichs ſeinen Einzug 


ins Saargebiet gehalten und daß die Farben Frank⸗ 
reichs heute noch von al len öffentlichen Gebäu⸗ 
den im Saargebiet wehen, die die Franzoſen beſchlag⸗ 
nahmt haben. Das nennt man „ne utral“! | 
Die infolge der Oftoberunruhen ausgewieſenen 
Bergleute Piſtorius, Ecker, Müller, Prüm, Schikowsky 
und Leinenbach, ſämtlich aus Püttlingen, die ohne Erlaubnis in 
ihre Heimat zurückgekehrt ſind, wurden von der Regierungskom⸗ 
mijfion begnadigt. Auch die Begnadigung des ſeinerzeit aus⸗ 
gewieſenen Steigers Eckel iſt zu erwarten. Von einer eigent⸗ 
lichen Begnadigung kann hier nicht die Rede ſein, da die 


Regierungskommiſſion lediglich ein Fait accompli nochmals nach⸗ 


träglich beſtätigt. Es iſt überhaupt fraglich, ob die Regie⸗ 
rungskommiſſion die Ausweiſungen, die von der franzö⸗ 
ſiſchen Militärverwaltung nominell aus militäriſchen Gründen 


vorgenommen worden ſind, aufrechterhalten kann. Die 


„Saarbrücker Zeitung“ erhebt im Namen der Gerechtigkeit und 


Menſchlichkeit für die von den franzöſiſchen Militärgerichten 


wegen belangloſer Vergehen mit drakoniſchen Strafen belegten, 
unſchuldig Verurteilten erneut ihre Stimme und fordert für die 
betreffenden Perſonen eine vollkommene Amneſtie. Zum 


mindeſten müſſen die harten Strafmaßnahmen einer eingehen⸗ 


den Reviſion unterzogen werden. Die „Saarbrücker Zeitung“ 


erwartet von der Regierungskommiſſion, daß ſie ſich um die An⸗ 


gelegenheiten bekümmert und die Gelegenheit nicht vorübergehen 
läßt, die Humanität des Weſtens zu beweiſen. ie 

Die Anweſenheit des Direktors des Internatio⸗ 
len Arbeitsbureaus Albert Thomas und des Pra- 
ſidenten der Internationolen Arbeiterkonferenz Fontaine wurde 
von dem Vertreter des Saarwirtſchaftsrates benützt, die beiden 
Herren auf die Nöte und Wünſche des Saarvolkes aufmerkſam zu 
machen. Thomas entgegnete darauf in franzöſiſcher Sprache, er 
ſei lediglich deshalb anweſend, um als Vertreter des Völker⸗ 


bundes mit den Herren über die künftige Geſtaltung der inter⸗ 
nationalen Arbeitsgeſetzgebung zu beraten, er ſtehe außerhalb 


aller Politik. Er müſſe auf der Baſis der im Waſhingtoner 
Kongreß vereinbarten Prinzipien zu arbeiten ſuchen, zu denen 
auch die deutſchen Delegierten ihre formelle Zuſtimmung tele⸗ 
graphiſch gegeben, wenn fie auch an den damaligen Sitzungen 
nicht hätten teilnehmen können. Direktorialrat Fuhrmann ant⸗ 


wortete den Herren in einer längeren Entgegnung, in der er vor 


allem darauf hinwies, daß im Saargebiet alle Geſetze, die vor 
dem 11. November 1918 erlaſſen wären und die Arbeitsregelung 


beträfen, auch fernerhin in Kraft blieben. Es ſei damit nicht 


geſagt, daß die Geſetze derart ſtabil ſeien, daß fie nie geändert 
werden könnten, doch gehe aus § 23, Abſatz 2 der Friedens⸗ 
bedingungen klipp und klar hervor, daß eine Aenderung der Ge⸗ 
ſetze nicht einfach diktiert werden, ſondern nur unter Zuſtim⸗ 


mung des ganzen Volkes vorgenommen werden könne. Die Ar⸗ 


beiterſchaft im Saargebiet ſei mit den in Teil 13 Abſchnitt 2 
des Völkerbundes niedergelegten Arbeitsgrundſätzen einverſtan⸗ 
den, die in Deutſchland zum Teil durch die ſoziale Geſetzgebung 
durchgeführt ſei. — Stadtverordneter Bergrat Jakobs regte 
in einem Schreiben an den Bürgermeiſter an. ſchon jetzt mit den 
Vorarbeiten für die Abſtimmunasliſten zu beginnen. 
Nach ſeiner Anſicht müſſen die Liſten ſo bald als möglich fertig 
geſtellt werden, da jetzt noch einwandfrei feſtgeſtellt werden kann, 
wer zur Zeit der Unterzeichnung des Vertrages im Saargebiet 
wohnte und wer abſtimmungsberechtigt iſt. 

Der „Neue Saarkurier“ bringt die Zuſchrift eines Ange⸗ 
hörigen der ehemaligen franzöſiſchen Militärver⸗ 
waltung Saarbrücken. die zu erklären ſucht, wie und woher 
es gekommen fei, daß die militäriſchen Berichte 
über die Stimmung und den Geiſt der Bevölke⸗ 
rung an die Pariſer Behörden in einem fo roſi⸗ 
gen Ton gehalten geweſen ſeien. Die franzöſiſche 
Militärverwaltung habe nämlich nicht auf ihre brutale Macht 
pochen wollen, ſondern dem beſiegten Gegner eine gewiſſe Freiheit 
laſſen und ſo die Gegenſätze zwiſchen Franzoſen und Deutſchen 
ausgleichen wollen. wobei ſie es peinlich vermieden habe. ſich 
in irgendeiner Weiſe der Bevölkerung aufzudrängen. In dieſem 
Geiſte hatte man auch die Berichte nach Paris abgefaßt, wobei 
man auf den guten Willen der Einheimiſchen, alles im verſöhn⸗ 
lichen Geiſte zu löſen, gerechnet habe. Schließlich ſtehe der Saar⸗ 
länder dem Franzoſen doch noch etwas näher, als etwa ein Neger 
oder Mongole. (Dies Kind, kein Engel iſt ſo rein.) 

Der Gewerkverein chriſtlicher Bergarbeiter hat beim Land⸗ 
9 Saarbrücken gegen die unerwünſchten Verkäufe und 
erpadtungen von Land an Lothringer Verwah⸗ 
rung eingelegt. Daraufhin hat das Landratsamt eine Verfügung 


cb Aa gehißt worden. Derartiges iſt mit dem Geiſte des 
rie 


Grundſtücke angepachtet. J 


an den Grenzſchutz und die Bürgermeiſtereien des Kreiſes er⸗ 


laſſen, die wie folgt lautet? „In letzter Zeit werden im Kreiſe 
in den Grenzbezirken 1 von Lothringern landwirtſ 5 

mache batent aufmerkſam, daß die 
Betreffenden, falls ſie nn ~ bi jollten, die Grundſtückerzeug⸗ 
niſſe aus dem Kreiſe auszuführen, auf eine Aste ie ind 
nicht zu rechnen haben. Die Ablehnun der Ausfuhr wird grund⸗ 


ſätzlich in allen Fällen erfolgen. — Die Verfügung des Land⸗ 


ratsamtes deutet an, daß der offizielle und inoffizielle Schmuggel 
über die 3 Grenze trotz der Grenzſperren nicht behoben 


ijt und daß die Saarländer nach wie vor unter der Ausräuberung 
durch die Lothringer leiden. — Am Abend des 13. haben in 


der Gerichtsſtraße in Saarbrücken drei marokkaniſche 


Soldaten einen Saarbrücker Goldſchmiedemeiſter über⸗ 
fallen, niedergeſchlagen und ihm für 75 000 Mark Brillanten 
und 618 Mark bares Geld geraubt. — Wie es mit der geprie⸗ 
ſenen Freiheit unter der glorreichen Regierung der Vereinigten 
Völker zum Zwecke ihrer Verſöhnung zur Erreichung eines gegen⸗ 


ſeitigen Verſtändniſſes ausſieht, wurde durch das Verhalten ein⸗ 


zelner Mitglieder der Fünferkommiſſion der Völkerbundregierung 
in Saarbrücken der von ihr ſelbſt verſprochenen He 
gegenüber ſehr nett illuſtriert, als die ſozialdemokratiſche 
„Volksſtimme“ in Saarbrücken anläßlich der Beſetzung pi 
furts einen der franzöſiſchen Militärbehörde nicht ganz zuſagen⸗ 


den Artikel veröffentlichte. Nach dem Erſcheinen des Artikels 


fühlte ſich der ſtreng neutral ſein ſollende däniſche Vertreter in 
der Kommiſſion, Graf Moltke, veranlaßt den betreffenden Re⸗ 
dakteur aufzufordern, in der nächſten Nummer eine Erklärung 


ſeines Bedauerns über den Artikel zu bringen. Als ſich der Re⸗ 


dakteur darauf nicht einließ, drohte Graf Moltke ihm mit der 


Verhaftung. Die Erklärung des Bedauerns erſchien natürlich 


nicht, da ſich das Saarvolk einbildet, unter der neutralen Völker⸗ 
bundregierung auch ſeinem wirklichen Empfinden rückhaltlos 
Ausdruck geben zu dürfen. Nun griff Graf Moltke zur Gewalt. 
Eine franzöſiſche Polizeipatrouille von drei Mann drang in die 


Redaktion der Volksſtimme ein, fand aber den Redakteur nicht 


vor; darauf zog die Patrouille wieder ab, holte ſich Verſtärkung 
und umſtellte das väterliche Haus des Redakteurs, um ihn dort 
abzufaſſen. Gute Freunde und getreue Nachbarn verhinderten 
aber die Verhaftung des betreffenden Herrn. — Im Stadtteil 
Burbach der Stadt Saarbrücken haben franzöſiſche Kolonial⸗ 
ſoldaten wieder einmal eine ſchwere Ausſchreitung verübt. In 
der elften Stunde befand ſich ein Dienſtmädchen aus der Neu⸗ 
ſtraße auf dem Heimweg. Plötzlich wurde es in der Nähe der 
Straße von zwei Marokkanern angefallen, zu Boden geworfen 
und vergewaltigt. Als die Mißhandelte ſich zur Wehr ren 


wollte, wurde jie von den gelben Kulturbringern mit Erſtechen 
bedroht. Die Ueberfallene hat Strafanzeige erſtattet. Ob die 
polizeilichen Ermittlungen jedoch zu einem Reſultat geführt 
haben, iſt nicht bekannt. Das ſcheußliche Verbrechen, dem wieder 
ein junges Mädchen der Stadt Saarbrücken zum Opfer gefallen 
iſt, wurde bereits am Samstag, alſo vor rund einer Woche, ver⸗ 
übt, und iſt erſt jetzt von der Kriminalpolizei den Zeitungen be⸗ 
worden. 

ahrſcheinlich hat die franzöſiſche Polizeibehörde, die im 
Saargebiet immer noch arbeitet oder auch der von der Völker⸗ 
bundskommiſſion eingeſetzte franzöſiſche Oberſte Polizeidirektor 
n die Veröffentlichung der Schandtat bis heute 
verhindert. | | 


Sonftige Nachrichten aus dem Saargeblet. 


Stadt und Land. Die „Saarbrücker Zeitung“ beſchwert ſich 
über die paſſive Reſiſtenz, die das Stadtverordneten 
kollegium ſeinen Rechten, ſich für das Stadtwohl zu betätigen, 
entgegenſetzt. Sie ſtreikten, ohne in den Streik getreten zu ſein. 
Eine Neuausſchreibung der Kommunalwahlen ſei ſchon wegen der 
Uebermüdung der alten Stadtväter Ar et — Die 
Zweigſtelle der früheren Intendantur des 16. Armee⸗ 
korps in Saarlouis führt fortan die Bezeichnung „Finanzver⸗ 
waltung Saarlouis“. Sie führt ihre Dienſtgeſchäfte in der bis⸗ 
herigen Weiſe weiter. — Für den Reſtkreis Merzig⸗Wadern 


und den Kreis Saarburg iſt ein gemeinſames Finanzamt in 
Saarburg vorgeſehen. — Die deutſch⸗demokratiſche Par⸗ 


te i im Saargebiet veröffentlicht ihr auf das Staatsweſen des 
Saargebietes zugeſchnittenes Programm in Hinſicht ps die in 
Ausſicht ſtehenden Kommunalwahlen. Als den wichtigſten 
Grundſatz des Völkerbundes und die Vorbedingungen eines künf⸗ 
tigen Friedens betrachtet die Partei das Selbſtbeſtimmungsrecht 
des Volkes. Sie will die völkiſche Eigenart der Landes bewohner 
und deren Zuſammenhänge mit der Kultur der Vorväter auf⸗ 
rechterhalten wiſſen. Sie fordert ein mit allen Rechten der Be⸗ 
ratung, Beſchließung und Initiative und mit Immunität durch 
leine, Mitglieder ausgeſtattetes Parlament für das Saargebiet. 
Im übrigen hält ſie ſich an die Richtlinien der großen deutſch⸗ 
demokratiſchen Partei, wie ſie in deren Programm feſtgelegt ſind. 
— Die von der S. P. D. und U. S. P. D. beabſichtigte Eini⸗ 
gung in eine ſozialiſtiſche Partei des Saargebietes iſt nicht zu⸗ 
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ſtande gekommen, weil über die theoretiſchen und organiſatoriſch⸗ 
techniſchen Fragen zwiſchen den beiderſeitigen Parteivertretern 
trotz mehrfacher Verhandlungen keine Einigung erzielt wer⸗ 
den konnte. — Der Stadtrat von St. Ingbert, der ge⸗ 

loſſen ſein Mandat niedergelegt hatte, hat ſich jetzt wieder ent⸗ 
loſſen, mit Rückſicht auf die zurzeit völlig ungeklärten Ver⸗ 
ältniſſe im Saargebiet ſeine Tätigkeit bis zur Abhaltung von 
euwahlen fortzuſetzen. — Nach amtlichen Mitteilungen beabſich⸗ 
tigt die Regierungskommiſſion des Saargebietes durch 
ihr Generalſekretariat ein eigenes Amtsblatt verbunden 
mit öffentlichem Anzeiger erſcheinen zu laſſen. Das Blatt er⸗ 
cheint Sonnabend erſtmalig am 17. April. Für Gemeinden und 
ſonftige kommunalen Verbände iſt ein Zwangsabonnement vor⸗ 
geſehen. — Wie die Zeitungen ſchon verſchiedentlich berichtet 
7 ey iſt mit den aarmarken ein ſchwunghafter 
Schleichhandel getrieben worden. Die neuen Marken mit 
dem Aufdruck „Saargebiet“ ſind in demſelben Maße dieſen Spe⸗ 
kulationen in die Hände gefallen. Sie ſollten erſt offiziell am 
9. April ausgegeben werden und wurden trotzdem ſchon acht Tage 
vorher in Köln und Aachen durch Händler verkauft. Für die 
Marke von 80 Pfennig, die im freien Verkehr nicht zu bekommen 


ijt, wird hintenherum 80 Maark pro Stück bezahlt. — Zwei 
Freimarken mit dem Aufdruck 


aarbriider Buchdrucker haben die ¢ Au 
Sartre“ in großem Umfange gefälſcht. Es wurden in ihrem 
Beſitze noch mehrere Bogen dieſer Freimarken gefunden. Die ge⸗ 
fälſchten Briefmarken machen einen großen Teil der im Brief⸗ 
markenhandel befindlichen Marken aus. — Die Saarbrücker Kri⸗ 
minalpolizei verhaftete einen aus London ſtammenden Arbeiter, 
der einem jungen Manne aus Dudweiler 2110 Mark in deutſchem 
Golde abkaufen wollte. Das Goldgeld wurde e Gnatint und 
der Schieber dem Sondergericht vorgeführt. — Die Strafkammer 
Saarbrücken verurteilte den Bergmann Johann Bernhard 
aus Spieſen wegen ſchwerer Körperverletzung, begangen gegen 
die eigene Mutter, zu 1 Jahr Gefängnis. — Am Bahnhof Ver- 
bach wurde ein für eine Saarbrücker vg ees beſtimmter Wag⸗ 
gon erbrochen und für 15 000 Mark Schinken geſtohlen. — 
Von einer Patrouille der Grenzſchutzwache konnte an der 
Lothringer Grenze ein Saarbrücker Kaufmann abgefaßt werden, 


der für über 1000 Mark Waren über die Grenze ſchmuggeln 


wollte. Eine andere Patrouille derſelben Wache überraſchte 
mehrere Schieber, als ſie im Begriff waren, große Mengen 
Kognak, Butter, Hefe und andere Dinge zu verſchärfen. — Werk⸗ 
meiſter Faßbinder (Neunkirchen) der elektriſchen Zentrale 
rettete durch Einſetzen des eigenen Lebens ein Kind des Milch⸗ 


88 Johann in der Nähe der Zentrale aus dem alten Blies⸗ 


ette vom Tode des Ertrinkens. 


| Wirtſchaftliche Nachrichten. Für die Penſionäre, Witwen 
und Waiſen des Saarbrücker Knappſchaftsvereins iſt vom 1. März 

ab eine 50prozentige he rem der bisherigen Arbeitgeberzulage 
bewilligt worden. — Die Geſellſchaft der franzö⸗ 
ſiſchen Induſtriellen und Kaufleute des Saar⸗ 
gebiets (L’association des industriels et commercants francais 
de la Sarre) hat beſchloſſen, ſich in eine Handelskammer 
u verwandeln. Eine Kommiſſion iſt ernannt worden, um dieſe 

mbildung zu ſtudieren und die Frage der Zulaſſung von Saar⸗ 
ländern zu dieſer Handelskammer zu prüfen. — Den doppel⸗ 
ten Fahrpreis an Sonntagnachmittagen hatte bekanntlich 
die Saarbrücker Straßenbahn eingeführt. Der „Erfolg“ 
dieſer unverſtändlichen Maßnahme war ein „Streik“ der Fahr⸗ 
gäſte, die Wagen fuhren leer, die Einnahme war gleich null. Die 
Straßenbahn war ob dieſer Erfahrung etwas klüger geworden und 
begnügte ſich wieder mit dem einfachen Fahrpreis. — Der Orts⸗ 
kohn für den Bezirk des Verſicherungsamtes für die Stadt Saar⸗ 
brücken iſt wie folgt neu feſtgeſetzt: Für männliche Arbeiter unter 
16 Jahren auf 3 M., von 16 bis 21 Jahren 5 M., über 21 Jahren 
auf 7 M.; für weibliche Arbeiter unter 16 Jahren auf 2,40 M., 


von 16 bis 21 Sabren auf 3,40 M., über 21 Jahren auf 4,80 M. 


täglich. — Die Baumwollſpinnerei Schuler u. Co. 
in St. Ingbert wird am 1. Mai ihren Betrieb wieder auf⸗ 
de — Die in der Fürſtenſtraße in Saarbrücken liegende alt⸗ 
bekannte Wirtſchaft „Zum Nähkörbchen“ mit Kegelbahn 
und Hofraum, wo während des Krieges eine Kompagnie Infan⸗ 
terie lag, ging zum Preiſe von 160 000 M. von Herrn Oſter in 
den Beſitz einer Straßburger Filmgeſellſchaft über, 
die dort ein modernes Kino errichten will. Hierzu wird das 

genet Anweſen umgebaut werden. — Nach einer Mitteilung des 
Beamtenbundes des Saargebietes iſt das Geſuch um 
Verſetzung des Saargebietes in die Teuerungsklaſſe a vom Finanz⸗ 
miniſterium abſchlägig beſchieden worden, da nach Anſicht des 
Finanzminiſteriums eine beſondere Zuſpitzung für die Verhält⸗ 
niſſe im Saargebiet durch die Einordnung in das franzöſiſche 
Zollſyſtem herbeigeführt worden ſei, und der Finanzminiſter ſeit 
dieſer Zeit für das Saargebiet nicht mehr zuſtändig ſei. — Der 


Beamtenausſchuß der Eiſenbahndirektion Saarbrücken hat 


in Anbetracht der beſonderen Teuerung im Saargebiet die Ge- 
währung einer ſofort auszahlbaren Ausgleichszulage zwiſchen 
Gehaltsgeldern und Arbeitslöhnen beantragt. Der Antrag wird 
unter Begründung einer beſonderen Kommiſſion dem Miniſter 


—ͤ—H 


unter und über 


Ausſicht. 


der öffentlichen Arbeiten in Berlin überreicht werden. — Die 
Geſamtzahl der Arbeiter auf den in franzöſiſchem Be⸗ 
ſitz befindlichen preußiſchen und pfälziſchen Saargruben be⸗ 
trägt nach einer neuerlichen Aufſtellung zurzeit 46 435 Arbeiter 
unter Tag und 15 346 über Tag. In den mit den Gruben ver⸗ 
bundenen Betrieben arbeiten 897 Perſonen, ſo daß ſich die 
Geſamtzahl der Arbeiter auf 63 778 ſtellt. Dazu 
kommen noch weitere 2801 Ingenieure und Angeſtellte. 
Die F eines jeden 

ag befindlichen Arbeiters betrug im Monat 
Januar auf die Geſamtproduktion umgerechnet 446 Kilogramm. — 
Einen beſonders ſtarken Aufſchwung hat im Saarland die 
Zigarreninduſtrie genommen. Zahlreiche große, mittlere 
und kleinere Zigarrenfabriken wurden ins Leben gerufen, ein 
Verband der Zigarrenfabrikanten des Saarlandes wurde ge- 
bildet; das Anwachſen der Tabakinduſtrie iſt darauf zurückzu⸗ 
führen, daß ſich das Saargebiet ſchon jetzt darauf einſtellen will, 
ſeinen eigenen Bedarf an Tabakfabrikaten ſelbſt zu decken, da in 
fünf Jahren nach Aufhebung der Zollfreiheit deutſche Tabak⸗ 
fabrikate durch das franzöſiſche Tabakmonopol im Saargebiet un⸗ 
erſchwinglich ſein werden. — Durch eine Verfügung der Reichs⸗ 
ſtelle für Textilwirtſchaft iſt beſtimmt worden, daß, ſoweit die 
Textilinduſtrie in Frage kommt, die Mitarbeit der in 
Frage kommenden Außenhandels⸗ oder Zentralſtellen an der Aus⸗ 
liche nach dem Saargebiet für die Zukunft fortfällt und daß ſämt⸗ 
liche Textilausfuhrverträge von der Berliner Zweigſtelle der Han⸗ 
delskammer Saarbrücken unmittelbar der Auslandsabteilung der 
Reichsſtelle für Textilwirtſchaft zuzuleiten ſind. — Die „Saar⸗ 
wirtſchafts zeitung“ führt in einer Beſprechung der Wirt⸗ 
ſchaftslage des Saargebiets deren fortgeſetzte Verſchlechterung auf 
den immer größer werdenden Kohlenmangel zurück, der durch die 
ungenügende Belieferung ſeitens der in franzöſiſchen Beſitzüber⸗ 
gegangenen Bergverwaltungen hervorgerufen wurde. Die fran⸗ 
zöſiſche Grubenverwaltung hat den einzelnen Werken bisher nur 
ein viertel bis höchſtens einhalb der im Friedensvertrag zuge⸗ 


ſagten Normalmenge von 1913 geliefert und dabei hatten die ge⸗ 


lieferten Kohlen noch 15 bis 37 Proz. Aſchengehalt. Der zweite 
Grund des Niederganges des wirtſchaftlichen Lebens an der Saar 
ijt die un verantwortliche durch die die Zollabferti⸗ 
gung bei der Einfuhr im Saargebiet verzögert wird. — Die 

„Homburger Zeitung“ ſchreibt unter der Ueberſchrift „Miets⸗ 
ſklaven“: „Täglich werden im Saarlande Häuſer und 
Grundſtücke von Franzoſen angekauft. Meiſt find 
es franzöſiſche Gruben⸗ oder auch Zollbeamte, die ſich dank der 
miſerablen Valuta ſozuſagen für ein Linjenmus Häuſer kaufen. 
Dahinter wittert man aber wohl einen politiſchen Hintergrund. 
Zweifelsfrei ſtrebt man dahin, bei ſpäteren Abſtimmungen ein 
Uebergewicht zu erzielen. Und dabei wohnt in Ludwigsthal ſeit 
8 vier Wochen eine ſiebenköpfige Familie in einer Scheune. 


Vereinsnachrichten. Sportverein Saar 05 errang in 
Wiesbaden gegen den Meiſter des Maingaues ſeinen zweiten 
Sieg. — Der Sängerverband des Saarlandes be⸗ 
ſchloß in einer Delegiertenverſammlung, am 9. Mai ſeinen dritten 


Sängerabend im Saalbau zu Saarbrücken zu veranſtalten. — 


Die Ortsintereſſenvereine im Saarlande ſchließen 
ſich zu einem großen Verbande zuſammen, um eine einheitliche 
und zweckdienliche Löſung der im neuen Staatsgebilde entſtan⸗ 
denen Fragen zu erreichen. — Der Bezirksverein Deut⸗ 
cher Ingenieure hielt in Saarbrücken ſeine dritte Jahres⸗ 
verſammlung ab. Geh. Hofrat Prof. Dr. Heffter ſprach dabei in 
einem Vortrag „Ueber Einſteins Relativitätstheorie“. — Ein 
neuer Grundbeſitzerverein wurde in Otten hauſen gegründet. 
— Die Ortsgruppe Neunkirchen des Saarwaldver⸗ 
eins hat in den Oſtertagen ihre erſte Tageswanderung unter⸗ 
nommen und zwar nach Kirkel⸗Wörſchweiler. — Der Turn⸗ 
verein Elversberg veranſtaltet wieder ſeine ſonntäglichen 
Wettkämpfe. — Ein St. Joſephs⸗Verein hat ſich in Bre⸗ 
bach unter Leitung des Pfarrers Hoffmann endgültig gebildet. — 
In der Ludwigskirche Saarbrücken gaſtierte das Leipziger 
Soloquartett für Kirchengeſang unter Leitung des Prof. 
Röthig. | 
Pfalzgebiet. Wegen einer fingierten Anzeige in der „Hom⸗ 
burger Zeitung“ ſtanden der Redakteur Bremauer und der 
Führer der Homburger U. S. P. Peter vor Gericht. Weil auf 
Umwegen ein Dankinſerat „für das energiſche Eintreten des 
U. S. P.⸗Führers“ in das genannte Blatt gelangt war, ſtellt⸗ 
der Redakteur eine Verfolgung wegen Urkundenfälſchung in 
f Peter drehte den Spieß um und klagte wegen Belei⸗ 
digung. Das Gericht war anderer Anſicht und bürdete ihm die 
Koſten des Verfahrens auf. — Für die Gemein deum lagen 
der Stadt Homburg wird unter Berückſichtigung weiterer Be⸗ 
rufungen ein Soll von 205 000 M. angenommen, ſo daß bei 
270 Proz. ein Umlagenſoll von rund 554000 M. ſich ergibt. Da 
für 1919 infolge Aenderung des Umlagenſatzes die Steuern zur 
Umlagenberechnung in anderer Weiſe anzuſetzen ſind, erhöht ſich 
der Hundertſatz gegenüber 1918 um 34,78 Proz. — Das Be⸗ 
zirksamt Homburg hatte bei der letzten Volkszählung 1919 
eine Einwohnerzahl von 80 122. Bei der Zählung von 1910 waren 
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74 849 und bei der pablung von 1910 waren nur 62 565 Perſonen 


vorhanden. — Bei der Erbach⸗Regulierung bei Homburg wurden 
die Grundmauern einer römiſchen aſſer mühle auf- 
po in der Flur an der ehemaligen Lohmühle. — Der ledige 

ergmann Karl Stein von Mittelbexbach wurde auf dem 
Heimweg von der Bexbacher Grube von einem Manne überfallen 
und jammervoll verprügelt. Als Täter kommt ein heſſerer Herr 
von Bexbach in Frage, der ein Liebesverhältnis des Verletzten 
mit der Tochter des Täters nicht dulden will. Gedruckte Flug⸗ 
blätter fordern nun die Verſetzung und Entfernung des Täters 
aus der Gemeinde. * 


Perſonalnachrichten. Rechtsanwalt Stenglein, pomburg, 
hat die ihm vom Fünferrat angetragene Stellung als Direk⸗ 
torialrat abgelehnt. — Es wurden verſetzt: Die Amtsgerichts⸗ 
ſekretäre Schuſter in Lebach an das Amtsgericht nach Saar⸗ 
brücken, Lenz in Baumholder nach Hillesheim, Dieck in Saar⸗ 
louis an das Landgericht nach Saarbrücken; der Amtsgerichts⸗ 
aſſiſtent Acker mann in N nach Sulzbach. — Der 
Gymn.-Lehrer am Progymnaſium St. Ingbert beet zum 
Profeſſor an der Oberrealſchule Ludwigshafen befördert; der 
Aſſiſtent an der Oberrealſchule Rew Ge he Dr. Schmidt 
8 Gymn.⸗Lehrer am Progymnaſium St. Ingbert ernannt. — 

ein 25jähriges Dienſtjubiläum konnte am 1. April der Gemeinde⸗ 


einnehmer, Rentmeiſter Engel in Wallerfangen, ein geborener 


Lebacher, feiern. Aus dieſem Anlaß fand am vergangenen Mitt⸗ 
woch im Reſtaurant Budenz in Saarlouis eine kleine Feier ſtatt, 
an der ſämtliche Kollegen des Jubilars teilnahmen. — Zu Poli⸗ 


zeikommiſſaren befördert wurden die bisherigen Polizeioberwacht⸗ 


meiſter Lang, Heldt, Weides und Drieſch in Saar⸗ 
brücken; Polizeikommiſſar Krämer aus Kirn wurde unter 
gleichzeitiger Ernennung zum Kriminalkommiſſar zur Saarbrücker 
Kriminalabteilung verſetzt. Polizeioberwachtmeiſter geworden 
ſind die bisherigen Polizeiwachtmeiſter Knoll, Kleemann, 
Henrich, Schulz 1, Querſchfeld, Hildebrandt, 
Vogel und Kie f er. Die Kriminalwachtmeiſter Woll⸗ 
ſchläger und Meurer wurden zu Kriminal⸗Oberwachtmeiſtern 
befördert. Die bisher zur Kriminalabteilung kommandierten 
Polizeiwachtmeiſter Kließ, Meinhold, Leskow, Eckert 
und Bartholomae wurden zu Kriminalwachtmeiſtern er⸗ 
nannt. — Pfarrer Bergemann wurde von Heiligenwald nach 
St. Wendel verſetzt. — Regierungs- und Baurat Dr.⸗Ing. Spiro 


wurde von Trier zur Eiſenbahndirektion Altona und Regierungs⸗ 


und Baurat Mörchen in Trier zum Eiſenbahnzentralrat nach 
Berlin verſetzt. Dem Regierungs⸗ und Baurat Froeſe wurde 
die Stellung eines Mitgliedes der Eiſenbahndirektion Saar⸗ 
brücken übertragen. — Der Syndikus des Schutzvereins für Han⸗ 
del und Gewerbe Dr. Meyer in Saarbrücken hat einen Ruf an 
die Handelshochſchule in Mannheim angenommen. — Das Ver⸗ 
dienſtkreuz für 1 haben erhalten die Poſtſekretäre Karl 
elmes und Joh. Zimmer, Polizeiſekretär Schaffner, 
olizeioberwachtmeiſter Walter, Polizeiwachtmeiſter Fiſcher, 
erittener Polizeiwachtmeiſter Schulz 3, Aushilfs⸗Polizeiwacht⸗ 
meiſter Jungbluth und die Bureauhilfsarbeiterin Maus, 
ſämtlich bei der Polizeidirektion Saarbrücken tätig. — Staats⸗ 
anwalt Heinzmann, bekannter Dezernent für Kriegswirt⸗ 
ſchaftsſachen bei der Saarbrücker Staatsanwaltſchaft, iſt als De⸗ 
ernent für den Clearing⸗Verkehr mit Frankreich in das Reichs⸗ 
usgleichsamt Berlin berufen worden. — Zur Bearbeitung des 
Volksſchulweſens des Kreiſes St. Wendel und des Pfalzteils beim 
Saargebiet wurde der Lehrer Liell von der Regierungskom⸗ 
miſſion berufen. Zum Regierungsſekretär bei der Saarregierung 
wurde der bisherige Kreisausſchußaſſiſtent. Jakob Kloß aus St. 
Wendel ernannt. 
Todesfälle. Der kommiſſ. Bürgermeiſter von Saarbrücken 
Auguſt Klein ſtarb nach einem arbeitsreichen Leben in 
treueſter Pflichterfüllung im 71. Lebensjahre in Heidelberg, 
wo er Heilung von ſeinen Leiden ſuchte. Die „Saarbrücker Ztg.“ 
ſchreibt in einem Nachruf: „Man darf wohl ſagen, daß Herr Klein 
mit diplomatiſchem Geſchick und unerſchrocken nach beſten Kräften 


dort eingetreten iſt, wo es galt, die Intereſſen der Bevölkerung zu 


wahren und ihre Rechte ſicherzuſtellen. Er hat aus der Ungunſt 
der gegebenen Lage herausgeholt, was irgend herauszuholen war 
und es dabei niemals an der nötigen Energie fehlen laſſen. Wenn 
ſeine Stimme oft vergeblich ertönte, Probleme ungelojt blieben, 
wenn nicht alles ſo geworden iſt, wie er ſelbſt es gerne gewünſcht 
und wie es im Intereſſe einer gedeihlichen Entwicklung der Groß— 
ſtadt notwendig geweſen wäre, ſo iſt das ganz gewiß nicht die 
Schuld des nun entſchlafenen komm. Bürgermeiſters, ſondern die 


Macht unabänderlicher Verhältniſſe. Bürgermeiſter Klein darf 


für ſich in Anſpruch nehmen, das ſtädtiſche Schiff mit ſicherer 
Hand durch die Klippen geſteuert und ſeiner Vaterſtadt einen 
bleibenden Dienſt geleiſtet zu haben. Die Bürgerſchaft wird Herrn 
Klein für ſein großes Opfer und ſein Wirken aufrichtigen und 
Arn Dank wiſſen.“ — Geſtorben ſind ferner: ee 

ties, Bankbeamter, Saarbrücken; Leopold Levy, $5 Jahre, 
Saarlouis; Eliſabeth Müller, 77 Jahre, Spieſen; Nikolaus 
Leibenguth, Bäckermeiſter, 63 Jahre, Altenwald; A. Hirſch, 
Schuhmachermeiſter, 87 Jahre, Homburg Pf.; Johann Huth, 


Dachdeckermeiſter, 55 Jahre, Saarbrücken; Peter Klein III, 


Eiſenbahn⸗Oberſekretär, 46 Jahre; Marie J 


Luiſe Knerr, geb. Rixecker, 31 Jahre, Quer 
Weinlig, Senator, 88 Jahre, in Hamburg⸗Harburg. 


reindeutſche Bevölkerung an der Saar. 


— 


Steiger, 54 Jahre, Heiligenwald; Julius Stern, 50 Jahre, 
Lebach; Emma 


Toebitz, 66 Jahre, Saarbrücken; Philipp 
Kremp, ſtädt. Rohrmeiſter, 58 Jahre, Saarbrücken; waiters 
Oberhofer, 23 Jahre; Friedrich Martiny, techniſcher 
unker, geb. Guſen⸗ 

berger, 53 Jahre; Franz Keller, Schlafhausmeiſter, Veteran 
1870/71; Paul Prügel, Kaufmann, 43 Jahre; Chriſtian 
Müller, Schloſſer, 26 Jahre; Guſtav Heide, 7 Jahre, Fl. 
65 Jahre; Philipp Kracken berger, Rentner, 77 Jahre; Frl. 
Louiſe Bauer, 74 Jahre; Peter Holz, Magazinarbeiter — 
ſämtlich Saarbrücken; Barbara Jungfleiſch, 22 Jahre, St. 
Ingbert; Mia Keil, Homburg; Wilhelm Pierſon, 61 Jahre, 
Sulzbach; Joh. Rong, Steiger, 54 Jahre, Neudorf; Friedrich 
Bruckhaus, Stuhlmachermeiſter, Veteran 1870/71, 74 Jahre, 
Saarlouis; Auguſt Thinnes, Leutnant und Kompagnieführer, 
am 28. 8. 18, 29 Jahre, Bildſtock; Kath. Klicker, Induſtrie⸗ 
lehrerin, 56 Jahre, Altenkeſſel; Friedrich Jung, Hauptlehrer, 
74 Jahre, Homburg; Peter Rolling, Veteran 1870/71, 
Wemmetsweiler; Auguſt Wagner, Bergſchüler, 20 Jahre, 
Neunkirchen; Pauline Wichmann, Lehrerin, s 
chied; Eduard 


Nufruf an die deutſche Studentenſchaft. 


Kommilitonen und Kommilitoninnen! 


Durch den Friedensvertrag ſind Millionen deutſcher Brüder 
unter Fremdherrſchaft getreten. Am ſchwerſten aber leidet die 


den abgetretenen Gebieten ſehen ihre Zukunft klar 
vor Augen. Ihre ſtaatliche Stellung ijt feſtgelegt: danach können 
ſie ihre Entſcheidung treffen. Die Deutſchen der Abſtimmungs⸗ 
gebiete werden in abſehbarer Zeit über das Schickſal ihres 
Landes zu entſcheiden haben. Die beſetzten Rheinlande wiſſen, 
daß ſie eines Tages ihre Freiheit wiedererlangen. 


Dunkel iſt dagegen das Schickſal der Saar⸗ 
lande. Die jahrhundertealten Beſtrebungen des Frankreichs, 
des königlichen, des kaiſerlichen und heute des republikaniſchen, 
dieſes Gebiet mit ſeinen reichen Kohlenſchätzen dem franzöſiſchen 
Staatsverbande einzuverleiben, ſind bekannt. Die Urheber der 
Friedensbeſtimmungen von Verſailles mußten es ſich verſagen, 
der franzöſiſchen Abſicht auf das Gebiet offen entgegenzukommen, 
denn eine Zuteilung dieſes reindeutſchen Gebiets, wo auch nicht 


die Spur einer Miſchbevölkerung zu entdecken, wäre doch ein zu 


offener Schlag ins Geſicht des Nationalitätsprinzips geweſen. 
Aber ſie faßten die Beſtimmungen ſo, daß den Franzoſen Tür und 
Tor geöffnet iſt, in dieſes Gebiet ihre Einflüſſe hineinzuleften, 
um dann, wenn nach 15 Jahren die Abſtimmung erfolgen ſoll, die 
Früchte ihrer Bemühungen ernten zu können. 


Kommilitonen und Kommilitoninnen, danach könnt ihr beur⸗ 


teilen, unter welchem motraliſchen und materiellen 


Druck die Deutſchen an der Saar heute ſchon 
ſtehen und während der 15 Jahre ſtehen werden. 
Es iſt eine aufrechte deutſche Bevölkerung aus gutem Schrot und 
Korn, mit einem heißen, deutſchen Herz in der Bruſt, glühend be⸗ 
geiſtert von einer Vaterlandsliebe, die ihnen aus den Zeiten 
ihrer Väter, die ſtändig treue Wacht an der Saar 
hielten und allen Einfällen der Franzoſen mannhaft Wider⸗ 
ſtand leiſteten, eingeimpft wurde. Mit Zuckerbrot und Peitſche 
bearbeitet ſie heute eine fremde Macht und dieſe wird ſie während 
15 Jahren das Joch des Siegers fühlen laſſen, um ſie mürbe zu 
machen. 

Nichts erwartet das treue Volk an der Saar von 
ſeinen deutſchen Volksgenoſſen im freien Deutſch⸗ 
land als moraliſche Hilfe und moraliſchen Schutz. 


Kommilitonen! Ihr, die ihr Männer ſein werdet, wenn die 
Entſcheidung über das Geſchick eurer Brüder an der Saar fällt, 
müßt ſagen können: Wir haben unſere Pflicht unſern Volks⸗ 
genoſſen gegenüber getan, die Unerträgliches dulden mußten, damit 
Deutſchland in Frieden leben konnte. Helft darum denen, 
die ſich zur Aufgabe machten, das Los der Deut⸗ 
ſchen an der Saar zu erleichtern, die darüber wachen, 
daß das Unrecht, das den Saarlanden geſchehen ijt, nicht noch ver- 
größert wird. 


Denkt, daß die Deutſchen ander Saar die Folgen 
des Unglücks. das Deutſchland betroffen hat, tragen müſſen, und 
daß ſie es tragen, nur damit Deutſchland wieder frei 
atmen kann. Laßt ſie nicht in der Not allein! Reicht ihnen 
die Hände über den feindlichen Wall hinüber, damit ſie wiſſen, 
ſie ſind nicht vergeſſen, damit ſie wiſſen, die deutſche Jugend hält 


den Gedanken hoch: Das deutſche Land an der Saar muß wieder 


freies, deutſches Land werden. 


Die Deutſchen in 
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Bismarckdenkmal in Saarbrücken im alljährlichen Flaggenſchmuck 


5 des i, April, 


Kommilitonen! Tretet darum geſchloſſen in die 


Reihen des „Saar⸗ Vereins“, der es ſich zur Aufgabe 
gemacht hat, euren Brüdern an der Saar treu zur Seite zu ſtehen, 


ſie nicht ſchutzlos der Willkür der fremden Macht preisgeben läßt. 
Den Mittelpunkt dieſer Beſtrebung bildet die Geſchäftsſtelle 
„Saar⸗Verein“ in Berlin SW 11, Königgrätzer Straße 94. 
| Meldet euch einzeln oder in corpore bei ſeiner Geſchäftsſtelle. 
Wer mehr geben kann, ſoll bedenken, daß Großes auf dem Spiele 
ſteht, daß Tauſende von Flüchtlingen und Ausgewieſenen auch 
der materiellen Unterſtützung harren. Und die vielen Reiſenden 
aus dem Saargebiet tragen die Kunde von der Hilfs⸗ 
bereitſchaft des deutſchen Volkes und auch der 


deutſchen Jugend zurück in das unglückliche Land, 


das in treuer Geſinnung der Erlöſung aus fremder 
Knechtſchaft harrt. „ | 


— 


Gruß an das einige deutſche Saarvolk! 


Die in Württemberg lebenden Saarländer und Pfälzer, mit 


zahlreichen württembergiſchen Freunden der Saarlande zuſammen⸗ 


in fernſte Zeiten! 


chloſſen in der „Vereinigung gegen die Los⸗ 
tennung unſeres Saargebietes und der 
Rheinpfalz“, haben mit Stolz, Freude und Dank die Nach⸗ 
rich von der überwältigenden Kundgebung der Bevölkerung 
der Goarlande, von ihrem kraftvollen Bekenntnis zum Deutſch⸗ 
tum am 12. März vernommen. 7 

Wir danken Euch, Brüder an der Saar, von ganzem Herzen! 
Wir gedenken Euer in Treue, wir leiden mit Euch, wir hoffen 
mit Euch, wir arbeiten für Euch. 

Bleibet treu dem deutſchen Vaterlande, erziehet Eure Kinder 
deutſch, bekennt Euch immer wieder zum Deutſchtum! Wahret 
deutſches Weſen, deutſche Sitte, deutſche Treue. deutſche Kraft 
— um dann nach langen 15 Jahren, in denen Ihr von uns ge⸗ 
trennt ſeid, jubelnd zu uns zurückzukehren, zu dem gemein⸗ 
ſamen deutſchen Vaterlande und mit ihm vereint zu bleiben bis 


Wir werden bei jeder 
für Euch und Eure deutſchen Rechte eintreten. werden immer 
wieder Zeugnis dafür ablegen, daß Ihr unſere deutſchen Brüder 


ſeid nach Blutsverwandtſchaft, Sprache, Sitte, Kultur und nach 


dem über alle vorübergehende Verdunklung 
ſtrahlenden Zeugnis der Geſchichte! 


Deutſchland, Deutſchland über alles! 
Stuttgart, den 16. April 1920. 
Vereinigung gegen die Lostrennung unſeres 


Saargebietes und der Rheinpfalz 
(Sitz Stuttgart). 


erhabenen und 


J A.: Otto Teich, Balgheim, 1. Vorſitzender. 


Gelegenheit im Reich und im Ausland 


as 
*. 


* 
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(Schluß) 


Das eigentliche politiſche Programm der Franzoſen 
enthielt zwei verſchiedene, aber innerlich ineinander⸗ 
greifende Forderungen. Sie lauten nach Jacquot: 
1. Wirtſchaftliche Vereinigung der Pfalz mit 
Frankreich. 
2. Proklamation der politiſchen Unabhängigkeit 
des Landes. 


Noch; während des diplomatiſchen Ringens in 
N Verſailles galt es, ſo etwas wie einen pfälziſchen 
* Volfswillen; hervorzuzaubern, der ſich auf die beiden 
Endziele feſtlegte — vielleicht geſchah es, daß ſich unter 
dem Eindruck ſolcher „Willensäußerungen Wilſons 
Skrupel gegen jede Art auch verhüllter Annexion 
beruhigten. Dieſe Politik nahm ihren Ausgang von 
der wirtſchaftlichen Fürſorge für die von Deutſchland 
abgetretene Pfalz. | 
Der Endeffekt war rein politiſch. Jacquot wirft 

einmal die Frage auf: könnten wir an die Stelle 
des „preußiſchen“ Zollvereins nicht „notre Zollverein 
a nous“ ſetzen ?- Oder wie er es ein anderes Mal, 
nicht ſo offen, aber um ſo ſchwungvoller formuliert: 
»enlever a la Prusse le controle économique du Pa- 
latinat, de pays rhénans, de la Westphalie . . pour 
‘le contier aux puissances de la civilisation ou a la 
Société des Nations.“ Wie der Major ſich die 
wirtſchaftliche Kontrolle durch den Völkerbund 

denkt — der Völkerbund wird vermutlich nur als 
redensartliche Attrappe verwendet —, mag dahingeſtellt ſein. 
Die leitende Idee aber liegt völlig klar: die deutſche Wirtſchafts⸗ 
einheit ebenſo zerſtören, wie man die deutſche Einheit für immer 
unmöglich machen will. ag 


Um die Pfälzer für ſolche Pläne, die zunächſt nur in der 
harmloſen Verhüllung wirtſchaftlicher Fürſorge ſich hervor⸗ 
wagten, zu gewinnen, mußte das Militär etwaigen ſchwankenden 
Gemütern jede Angſt vor Deutſchland zu nehmen ſuchen. So er- 
klärte denn Marſchall Foch auf die im Februar gefaßte Reſolution 
einer kleinen Gruppe von Landauer Französlingen: „die Pfälzer 
könnten offen ſprechen; es würden ihnen Garantien gegeben 


— 


> 
— » * 


“ee * 


— 
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werden, da ie andeln könnten, ohne die Rückkehr der deutſchen 
Behörden befürchten zu müſſen.“ Noch viel eindeutiger 


at ſi 
auch General Gérard, unter direkter Berufung auf och na 
dem Wortlaut eines offiziellen franzöſiſchen Protokolls vom 
8. März zu zwei Zentrumsabgeordneten ausgeſprochen: 


„Sie können die Herren verſichern, daß ſie mit den deutſchen 
Regierungen rechts des Rheins nichts mehr zu tun haben 
werden. Die Tätigkeit der deutſchen Regierung wird am Rhein 
aufhören. Die Volksteile des linken Rheinufers können ſich 
darüber äußern wie ſie wollen: einen unabhängigen Staat oder 
mehrere unabhängige Staaten oder ſonſt einen modus vivendi.“ 


Die Pfälzer, die ſich von ihnen betören ließen, werden die 


Kriegsliſt, die dahinter ſteckte, ſpäter aus einer in deutſche Hände 


gefallenen geheimen Dienſtanweiſung vom 16. März erfahren 
aben, die aus demſelben Bureau (5 me Bureau de propagande) 


hervorgegangen iſt, deſſen bat auch das Protokoll vom 8. März 


unterzeichnet haben. Sie beſagt: nachdem man bisher im Geiſte 
der Verſöhnung operiert habe, müſſe man jetzt, angeſichts der 
Münchener Vorgänge und der pfälziſchen Neigungen zum Sepa⸗ 
ratismus, einen Schritt weiter gehen: „es kommt nun darauf 
an, dieſe Neigungen jetzt auszunutzen, indem man der links⸗ 
rheiniſchen Bevölkerung begreiflich macht, daß es in ihrem mate⸗ 
riellen und ſittlichen (1) Intereſſe liegt, ſich von dem rechten Ufer 
u trennen.“ Zu dieſem Zwecke müſſe man den Leuten alle 
danch nehmen, die große Idee der 8 (J leuchten laſſen, 
efreiung von allen militäriſchen Laſten verſprechen und den 
Nachweis führen, daß der Schutz der wirtſchaftlichen Intereſſen 
beſſer durch das ſiegreiche Frankreich als durch das beſiegte 
Deutſchland wahrgenommen werden könne. Dieſe Propaganda 
müſſe diskret ausgeübt werden, d. h. ohne offenſichtliche Abſicht⸗ 
lichkeit, ohne Apparat, durch individuelle Betätigung namentlich 
bei Perſonen, die einen Teil der öffentlichen Gewalt ausüben, 
Abgeordnete, Bürgermeiſter, verſchiedene Fabrik⸗ 
leiter, Angehörige der Geiſtlichkeit uſw. Dabei könnten die 
Grenzen der Pfalz, dem Wunſche der Bevölkedung entſprechend, 
über die gegenwärtigen Grenzen hinweg ausgedehnt werden, 
durch die Annäherung von Provinzen, die ihr ehemals angehört 
hätten. Zu bekämpfen ſei die Bildung einer einheitlichen oder 
föderativen Republik des linken Rheinufers; das beſte Verfahren 
ſei, die Pfälzer gegen die Rheinländer in Gegenſatz zu bringen. 
So war die Leimrute auf allen Seiten beſtrichen: eine freie 
Pfalz, eine neutrale Pfalz, eine wirtſchaftlich gerettete Pfalz, 
eine vergrößerte Pfalz — nur das Schlagwort der franzöſiſchen 
Pfalz war wohlweislich vermieden. Vielmehr wurden die 
Annexioniſten — denn auch ſolche Lumpen erſter Klaſſe ſcheint 
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landes in den weitaus meijten 


ſichern: ſie haben ſi 


denen dieſe Menſchen Päſſe oder Ein⸗ und Ausfuhr⸗ 


derungen dadurch zu entgehen, daß man ſich autonom 
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es gegeben ju haben — ausdrücklich bedeutet: geht zu den Auto⸗ 
e 


nomiſten. nigſtens macht Jacquot das wertvolle Geſtändnis, 
es ſei ihnen auf Rat des Oberkommandos der Anſchluß an die 
ee ee Republikaner, Parteigänger einer autonomen und 
neutralen Republik, empfohlen worden. Mit welchen Hoffnungen 
0 dieſe Militärpolitiker und die wenigen von ihnen betörten 
ale zeitweilig trugen, geht aus einem Artikel des „Landauer 
nzeigers“ vom 10. März hervor, in dem der bayexiſche Regie⸗ 
tungsprajident in Speyer, Herr von Winterſtein, geradezu zur 


Uebernahme der Führung ermuntert wurde: 


„Entfalte er doch das ſchwarz⸗rot⸗goldene Banner der Pfalz 


oder beſſer noch das blau⸗weiß⸗ rote der Kurpfalz mit dem 


Motto: „Los von Bayern.“ Auf, Präſident der Pfalz! Laſſe 
die porous Republik Pfalz ausrufen, am beſten unter Mit⸗ 
wirkung des Beamtenkörpers!“ 


Daß das nicht nur ein windiger Journaliſteneinfall war, 
ergibt ſich daraus, daß franzöſiſche Offiziere tatſächlich die naive 
Dreiſtigkeit beſeſſen haben, an Herrn von Winterſtein mit dem 
heranzutreten. Sie empfingen die gebührende 

ntwort. 

Am 31. März glaubte General Gérard ſchon jo weit zu fein, 
daß er einen Notabelnrat der Pfalz berief, unter dem Vorwand 
einer wirtſchaftlichen Intereſſenvertretung, der dann gegebenen⸗ 


fr wie Jacquot ausplaudert, in eine proviſoriſche Regierung 


ür die, pfälziſche Republik verwandelt werden ſollte. 

Nach alledem ſteht der Urſprung des Gedankens der „Freien 
Pfalz“ außer allem Zweifel. Autonomie und Neutralität — 
oder wie man ſich für die Schamhafteren ausdrückte: jetbitiindige 
Stellung der Pfalz im Völkerbunde — waren nur Kulijjen für 
das bewußt von dem Militär betriebene franzöſiſche Protektorat. 
Wie aber konnte es geſchehen, daß die „Freie Pfalz“ überhaupt 
Anhänger fand? es wir nicht, wie es damals in 8 
land ausſah. Auch bei uns ſchoſſen überall ſtaatliche 2 
gruppierungspläne wie die Pilze in die Höhe, zum Teil von 
oben 05 efördert; an mancher Stelle erhob ſich eine Welle parti⸗ 
kulariſtiſchen Tatendrangs, wie er nicht mehr für möglich gehalten 


worden war, ſuchte in politiſcher Wichtigtuerei Dinge aufzurühren, 


von denen es in der damaligen Lage unſeres unglücklichen Vater⸗ 
ällen beſſer geheißen hätte: 
Quieta non movere. Was bei uns nur Dilettantismus war, 
wurde jenſeits des Rheines ein lebensgejahrlides Spiel mit dem 
feuer; es konnte jeden Augenblick an Landesverrat ſtreifen, weil 
ür die Franzoſen der Separatismus nichts als ein Sprungbrett 
ür die nicht erreichbare und daher in eine harmloſere Form der 


Kontrolle einzuwickelnde . war. Gewiß war nicht jeder, 


der mit dem Gedanken einer pfälziſchen Republik ſpielte, von den 
Frandelen gekauft; neben den „Franzoſenköpfen“, die bewußte 

erräter waren, und den intereſſierten Kriegsgewinnern, die als 
Verräter handelten, gab es allerhand unklare Gemüter, die auf 


jeden Leim gingen. 
Ueber die bewußten Verräter iſt das Urteil geſprochen. Wir 


werden die beſchmutzten Namen der Haas, Schenk und Feibel⸗ 
mann nicht vergeſſen, die, nachdem das Blut von Hunderttauſenden 
auch für ſie 3 en, aus ſchamloſer Streberei oder niedrigem 
Eigennutz den deutſchen Namen entehrten. Mögen heute die 
Entente und die 
für immer außerhalb der Nation geſtellt. 
Auch die Mittel, mit denen ſie arbeiteten, bleiben unvergeſſen, die 
Zeitung „Freie Pfalz“, die angeblich in 14 Tagen 
10 000 Abonnenten ſiſchen die Lockungen und Dro⸗ 


rdonnanzen jie vor der verdienten Strafe 


| 


Enttäuſchung. Auch in dem B 


deutete, war für den franzöſiſchen Militarismus der Gipfel der 
| uche von Jacquot klingt dieſe Er⸗ 
bitterung nach, ſie äußert ſich in verſteckten giftigen Ausfällen 
gegen Engländer wie General Smuts. 2 
Aſſo ſetzt die franzöſiſche Militärpolitik alle Hoffnungen auf 
eine Ablehnung des Friedens durch die deutſche Regierung. Jetzt 
gilt es, mit äußerſter Beſchleunigung mit vor der Unterzeichnung 
des Friedens, vor allem aber für den Fall der Ablehnung des 


Friedens eine neue Tatſache ſchaffen, die auch den Verbündeten 
vorgezeigt werden kann. 1 


Am 17. Mai erſchienen vor dem Präſidenten von Winterſtein, 
von den Franzoſen angekündigt, 21 Autonomiſten unter Führung 
des Weinchemikers Haas von Landau und trugen ihre Forderung 
vor: Bildung eines ſelbſtöndigen neutralen Staates, der Rhein 
als Zollgrenze, keine Abtretung an das Saargebiet, dafür wirt⸗ 
ſchaftlichen Anſchluß der ganzen Pfalz an das Saargebiet — das 
iſt die neue Formel, in der der Verrat, in der Maske al it ce 
politiſcher Selbſtbeſtimmung, nunmehr erſcheint. Sachl t es 
nichts als das uns bekannte franzöſiſche Programm. Der Präſi⸗ 


dent wies ſie ab als nicht berufen, im Namen des Landes “ar 
tte 


ſprechen. Mit ſtaatsmänniſcher Umſicht und Entſchloſſenheit hatt 
er den Gegenſchlag vorbereitet. Anderen Tags verſammelte ſich, 
von ihm berufen, im Sitzungsſaal der pfälziſchen Kreisregierung 
in Speyer der Landesrat der Pfalz: die wirklichen Notabeln, 
die Reichs⸗ und Landtagsabgeordneten, die Landratsmitglieder, 
die Führer der Parteien, die der 
Genoſſenſchaften und der Gewerkſchaften der Arbeiter, der Be⸗ 
amten⸗ und Lehrervereinigungen, Vertreter der Großinduſtrie und 
des Weinbaues, im ganzen 70 Männer. Sogleich die erſte Rede 


des ſozialdemokratiſchen Abgeordneten Profit von Ladw shafen 


bezeichnete die 21 als Hoch⸗ und Landesverräter. Wir wollen bei 
Deutſchland bleiben in guten wie in ſchlimmen Tagen, war der 
Widerhall aller Reden. Zum Schluß wurde eine einſtimmige 
Entſchließung angenommen, in der es hieß: * 


„Mit größter Entſchiedenheit betont die Verſammlung die 
unlösliche Zugehörigkeit der Pfalz zu Deutſchland. Die Pfälzer 
werden in dieſer ſchwerſten Stunde der deutſchen Geſchi te 
ihrem geliebten deutſchen Vaterlande die Treue halten. 


Man verlangte weiter eine Milderung der Friedens⸗ 
bedingungen, verwarf die Bildung eines neutralen, das Saar⸗ 
— und Teile der Pfatz umfaſſenden Staates und erklärte das 

erhältnis der zu Bayern für eine rein An⸗ 
pelegenbeit, die erſt nach dem Friedensſchluſſe und nur auf Grund 
er künftigen Reichs⸗ und Landesverfaſſungen entſchieden wer⸗ 


den könne. 


Die Pfalz hatte geſprochen! Herr von Winterſtein ließ dem 
General Gérard die Entſchließung mitteilen. Den sides mit 


dem der Franzoſe ſeine kunſtvolle Politik geſtört jah, verrät ſeine 


Antwort: er habe noch einmal dem pfälziſchen Volke eine freie 
Meinungsäußerung verſtattet, von nun an ſei es damit zu Ende. 
Während die Anſprache der Landauer die ofdlatig vom 17. Mai 
überall angeſchlagen wurde, durften die pfälziſchen Blätter die 
Reſolution vom 18. Mai nicht bringen. Das franzöſiſche Militär 


brauchte dieſes Erſticken der öffentlichen Meinung, um ſeine letzte 
Karte, den ſorgſam vorbereiteten Putſch der Autonomiſten, aus: 
ſpielen zu können. Die Flugblätter der Landauer durften jetzt 
mahnen, die Stunde jet gekommen, alle falſche Scham abzuwerfen. 


\ 


hungen, die franzöſiſchen Blankovollmachten, mit 


erlaubniſſe für Waren und Lebensmittel gegen An⸗ 
ſchluß an ihre Partei verhandelten. Das ekelhafte 
Syſtem der Schieberei empfing hier unter franzöſiſcher 
Beihilfe eine beſondere landesverräteriſche Note. 
Der wirkliche Anhang iſt keineswegs allzu groß 
zu veranſchlagen. Es iſt nichts als militariſtiſche 
Selbſttäuſchung, wenn Jacquot meint:, Ende März 
haben wir die Maſſen für uns gewonnen“; nach dem 
7. April, dem Höhepunkt der Bewegung für die 
pfälziſche Republik, habe alles zur Aktion gedrängt. 
mmerhin war für manche der „neuen Reichen“ die 
erlockung unwiderſtehlich, den finanziellen Anfor⸗ 


und neutral ſeitwärts in die Büſche ſchlug. Da zu 
kam die Münchener Bolſchewiſtenherrſchaft für die⸗ 
jenigen, die ihr Gewiſſen beruhigen wollten, wie 
gerufen. 

of 


Am 7. Mai wurde zum erſten Male der Inhalt 
des Friedensvertrages in der Pfalz bekannt. Er 
bedeutete, daß die Annexion geſcheitert war und 
keine Trennung von Deutſchland zu erwarten 
war, für die Pfalz allerdings enthielt er die 
strennung eines Gebietes mit 77 500 Ein⸗ 
wohnern, die zu dem Saargebiet geſchlagen wurden. 
Der Friede, der für uns die Vernichtung be⸗ 


Neumarkt in Saarbrücken mit Saalbau. 
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„Saarfreund“ 


Bergwerksdirektion in Saarbrücken. 


Aber auch auf Seite der Deutſchen war man auf alles vor- 
bereitet. In ihre Hände war ein Manifeſt gefallen, das der 
Autonomiſtenführer Haas verfaßt und vermutlich ſchon am 


17. Mai in der Taſche gehabt hatte: 


„Im Namen des Pfälzer Volkes habe ich heute die Pfalz 
als ſelbſtändige neutrale Republik erklärt. Präſident von 
Winterſtein ijt entſetzt und verläßt heute die Pfalz. Die Pfalz 
als neutrale ſelbſtändige Republik iſt bereits von der fran⸗ 
zöſiſchen Beſatzungsbehörde — General Gérard — anerkannt.“ 


Das franzöſiſche Militär hatte alſo, unter gröblichſter Ver⸗ 


| letzung des Waffenſtillſtandsvertrages, eine Blankovollmacht fiir 


den Sturz der geſetzlichen Autoritäten und für die Anerkennung 
eines geſetzwidrigen Putſches ausgeſtellt. Grund genug, daß der 
Präſident die Staatsanwaltſchaft zur Verhaftung der jetzt als 
Hochverräter entlarvten Autonomiſtenführer veranlaßte, „sans 
en informer le commandement francais‘, ſagt der tiefgekränkte 
Jacquot — als wenn der pflichttreue deutſche Beamte in dieſem 


Verfahren gegen den Hochverrat den Inſtanzenweg zu denen, 
nach deren Pfeife die Verräter tanzten, hätte innehalten ſollen! 


Dafür erzwang das Oberkommando die ſofortige Freilaſſung der 


Verbrecher und verfügte die Ausweiſung der an der Verhaftung 
beteiligten Gerichtsbeamten, des Staatsanwaltes, des Amts⸗ 


richters und des Gefängnisperwalters, über den Rhein. Der 


der Ausweiſung des Bürgermeiſters Mahla von Landau, des 
Vorſitzenden des Landesrates. Am Abend des 31. Mai wurde 


ſchließlich von dem enttäuſchten Oberkommando auch die Aus⸗ 


weiſung des Präſidenten von Winterſtein verfügt und ſofort voll⸗ 


| 
Wohl mochte ſeine Ausweiſung das Signal für die Französ⸗ 
linge ſein, in letzter Stunde loszuſchlagen: die oberſten Auto⸗ 


titaten beſeitigt, die Aengſtlichen vielleicht eingeſchüchtert, das 
franzöſiſche Militär in offener Parteinahme. Darauf wagten 
am 1. Juni Haas und ſeine Leute in das Regierungsgebäude 
in Speyer einzudringen, um das Manifeſt, das ſchon ſeit mehre⸗ 
ren Tagen in der deutſchen Preſſe bekannt war, in die Tat um⸗ 
zuſetzen. Sie gelangten aber nur in den erſten Stock, droben war 


das Regierungsgebäude plangemäß von Arbeitern beſetzt, die die 


Eindringlinge mit blutigen Köpfen heimſchickten. Die erbärmlich 
Verprügelten flüchteten ſich unter den Schutz der franzöſiſchen 
Bajonette. Die feierliche Ausrufung der „Freien Pfalz“ war 
kläglich geſcheitert. 85 
Die franzöſiſche Mache der Bewegung lag von Anfang bis 
u Ende auf der Hand. In ſeiner Antwort auf die von der 
ste a unter Berufung auf § 5 des Waffenſtillſtandes 
eingelegte Beſchwerde hat Marſchall Foch trotzdem es für an- 
gezeigt gehalten, am 3. Oktober als Ergebnis ſeiner amtlichen 
Unterſuchung der Beſchwerde mitzuteilen: „Die franzöſiſche 
Militärbehörde der Pfalz' iſt eifrig beſtrebt, eine ſtrikte Neu⸗ 
tralität gegenüber den verſchiedenen in den beſetzten Rheinlanden 
exiſtierenden Parteien „scrupuleusement“ zu beobachten.“ 


Der Ausweis der Akten und die Berichterſtattung Jacquots 
berechtigen uns, dieſe „gewiſſenhafte Neutralität“ mit einem ehr⸗ 


lichen deutſchen Worte, das jeder discs finden wird, zu deuten. 
Zu allem Ueberfluß iſt der 


all le ö eſchichtsſchreiber dieſer zweideutigen 
Militärpolitik unvorſichtig genug, die offiziell behauptete Neu⸗ 
tralität ſelber zu verhöhnen. Sein Zukunftsprogramm für die 
friedliche Durchdringung, auf deſſen undiplomatiſche Offenheiten 
ich noch zurückkomme, ſchließt nämlich mit den Worten! 
„Das alles iſt freilich wenig vereinbar mit der Neutralität 
der Offupationsarmee, dieſer famoſen Neutralität, 
Initiativen zerbricht, allen Willen lähmt und es verhindert, 


erſammlung vom 18. Mai äußerte ſich in 


die alle 
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Männer von Charakter und 
Energie an ihren Platz zu 
ſtellen. Man ſoll es gerade⸗ 
heraus ſagen: die Neutralität 
. it ummöglich. Früher oder 
jpater wird man gezwungen 
ſein, Partei zu ergreifen, wenn 
auch nur für ſeine Freunde.“ 


Die eigentliche Entſcheidung 
war gefallen. Ein Nachſpiel nur 
war der Verſuch von franzöſiſchen 
Kriminalbeamten, nachts in das 
Poſtgebäude zu Ludwigshafen 
einzudringen, und ſeine tragiſchen 
Folgen. Nach der franzöſiſchen 
Schilderung hätten die franzö⸗ 
ſiſchen Poliziſten gegen 1 Uhr 
nachts im Poſtgebäude eine 
ungewöhnliche bemerkt, 
waren bei ihrer Feſtſtellung 

— von einer Bande Vertrauens⸗ 
E männer (1) angefallen, hätten ſich 

— verteidigt und zwei ge 
ſtanten (!) niedergeſchoſſen. In 
Wahrheit ſind zwei im Nacht⸗ 
dienſt beſchäftigte Poſtbeamte, die 
ihren Platz nicht verlaſſen wollten, von den Franzoſen erſchoſſen 
worden. Man kennt die letzten Worte des einen der beiden: 
„Ich bin für Deutſchland geſtorben. Hoffentlich vergißt Deutſch— 
land meinen Tod nicht.“ | | 

Die Antwort auf das Verbrechen war der Generalſtreik der 
Arbeiterſchaft. Jetzt wich General Gérard, von neuem ſchwer 
kompromittiert, einen Schritt zurück und og die Abhaltung 
öffentlicher Verſammlungen zu. Eine ſtarke Welle nationaler 
Leidenſchaft lief übek das Land. Nach dem Urteil von Augen⸗ 
zeugen gehören die Septembertage zu den ſchönſten Erlebniſſen 
der Pfalz in dieſer ſchweren Zeit. Am 16. Oktober verließ 
Gérard Landau, abberufen, ohne den erſehnten Ruhm geerntet 
zu haben. Im Dezember gab der Führer der Autonomiſten, Haas, 
bekannt, daß er auf jede politiſche Tätigkeit fortan verzichte. 
Die „Freie Pfalz“ und die ganze Gefolgſchaft betrogener Be— 


trüger, die fie gewollt hatten, hatte ausgeſpielt. 


Die erſte Epoche ſceitert Aneignungsverſuche war zu 
Ende. Woran iſt fie geſcheitert? Major Jacquots Antwort weiß 
dafür franzöſiſche und deutſche Urſachen anzuführen. 

Einmal meint er, viele pfälziſche Republikaner hätten ſich im 
entſcheidenden Augenblick nicht kompromittieren wollen. Aus 
dunklen Andeutungen hört man ſoviel heraus, daß die militäri⸗ 
ſchen Machthaber nicht ſo ſehr freie Hand gehabt haben, wie ſie 
wollten, daß ſie in Paris anſcheinend mit ihren weitergehenden 
Anträgen nicht haben durchdringen können. Dieſe Klage iſt der 
Unterton von Jacquots Buch. Es iſt der Militarismus wie er 
leibt und lebt, immer voll von verſteckten Anklagen gegen die 
bedenklichen oder umſtändlichen Zivilbehörden. 


Die zweite Frage aber intereſſiert uns ſtärker als alles 
andere: welche Mächte haben auf deutſcher Seite die franzöſiſchen 
Umtriebe durchkreuzt und gebrochen? Jacquot kennt allein zwei 
ſolcher Mächte, auf die er immer wieder zurückkommt: das Be⸗ 
amtentum und die Arbeiter. Als unbeugſame und feindliche 
Elemente bezeichnet er ein andermal „die Führer der Sozial⸗ 
demokratie und die Beamten, die beiden großen diſziplinierten 
Körper des verpreußten Deutſchlands, nach dem Ausſcheiden der 
Armee“. Das Eintreten der 15 000 Arbeiter der Badiſchen Ani⸗ 
lin⸗ und Sodafabrik in den Generalſtreik ſcheint ſeinen Eindruck 
nicht verfehlt zu haben. f 

Das alſo it die Kombination der Mächte, die nach gegneriſcher 


Ausſage uns gerettet hat. 


Beamtentum und Arbeiterſchaft: das ſcheint auf den erſten 
Anblick eine weite Spannung in ſich zu ſchließen, aber nur eine 
Brücke cig jo feſten Pfeilern und von jo weiter Spannung wird 
über den dunklen Strom der deutſchen Geſchicke in das Land der 
Zukunft führen. Was im allgemeinen gilt, ijt far die Lage in 
einem bedrohten Grenzlande durch den Gang der Dinge bereits 
erwieſen. Vor dieſer ſtarken Kombination müſſen die ſpezifiſchen 
Parteiſtundpunkte zurücktreten: alle einzelnen Parteien werden 
von dieſer weiten Spannung zuſammengehalten. 
ie alle nur eine Einheitsfront geben. Jacquot ſpricht nach ſeinen 
zeobachtungen wohl von den Parteipolitikern, in deren Seele 
die Partei die Stelle des Vaterlandes einnehme, aber drüben 


werden ſie ausſterben müſſen, wenn die Pfälzer deutſch bleiben 


wollen. Und wenn der Franzoſe immer wieder rät, den Gegenſatz 
von Pfälzern und Bayern zu ſtudieren und jede Art von Separa⸗ 
tismus zu fördern, ſo enthält das für alle Deutſche die Lehre, 
wie die Einheitsfront der Parteien, ſo den politiſchen Einheits⸗ 
gedanken der Nation — das eigentliche Kampfziel der Franzoſen! 
— allem anderen voranzuſtellen und ihm allen partikulariſtiſchen 


Es kann für 
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lehnung an Mühlon und 


die der Franzoſe mit militäriſchem Druck, mit Aus⸗ 


Parallelen mir nicht bekannt ſind 


— 
—— 


„Saarfreund“ 


* 


Sondergeiſt, ſofern er politiſch wirkſam werden will, reſtlos zu | 
unterwerfen. | | 


Die Politik Gérard⸗Jacquot, die Politik der Verlockung und 
der Korruption in einer „Freien Pfalz“, war im Herbſt 1919 


zunächſt erledigt. Trotzdem bleibt das Zukunftsprogramm dieſer 
Politik, das im Schluſſe von Jacquots Buch aufgeſtellt wird, von 


Intereſſe, weil manche ſeiner Beſtandteile in jedem Augenblicke 
wiederkehren können. dnt 
Der erſte Punkt des Programms verlangt, in moraliſcher 


Hinſicht Sympathien für Frankreich zu entwickeln, vor allem 


durch ſtrengſte Diſziplin der Soldaten. Jacquot ſelbſt iſt über 
dieſen Punkt nicht ganz ſicher, da die jungen Soldaten, die den 
Krieg nicht mitgemacht hätten, und die Spezialtruppen „eine 
lebhafte Neigung zeigten, die Rechte des Siegers zu mißbrauchen“. 


Das wird ihm jeder Pfälzer beſtätigen können. Von jedem, der 


über den Rhein kommt, erfährt man, wie zumal in den kleineren 
Orten die Ausſchreitungen, Brüskierungen, Beſchimpfungen, Miß⸗ 


handlungen kein Ende nehmen. ’ 


In politiſcher Hinſicht empfiehlt Jacquot, alle pfälziſchen 
Aſpirationen zu fördern. Unter den kleinen Mitteln in} 
er Aufklärung darüber, daß in einem etwaigen kommenden 
deutſchen Revanchekriege die Pfalz der Schauplatz der erſten 
Treffen und Verwüſtungen ſein werde. Ferner die Erörterung 
der Frage der Verantwortlichkeit für den Weltkrieg, „unter An⸗ 
icolai“; dieſe Art Pazifiſten mag 
daraus erkennen, wie ihre Behandlung der Schuldfragen in dem 
bedrohten Grenzlande als Propagandamittel unſerer Feinde gegen 
uns ausgeſpielt werden ſoll. Er rät weiterhin, die Möglichkeit 
einer ſofortigen Aufnahme in den Völkerbund zu betonen, wenn 
es ſich handeln werde um eine „fédération allemande dégagée 
de la Prusse“; er ſcheut nicht davor zurück, den Gedanken eines 
Moriſchen Parlaments wieder zu erwecken, „um von dem 


anke eines großen 
„Fränkiſchen Völkerbundes“, der von Rumänien und der Ukraine 
is nach Belgien, über die Tſchecho⸗Slowakei und den ſüddeutſchen 
Staatenbund reichen und ein „Mitteleuropa ohne Naumann und 
reußen“ herſtellen würde. Selbſt auf dieſen plumpen Köder 
aben bereits, wie man aus den Zeitungen erfährt, ſeparatiſtiſche 
ayeriſche Zentrumspolitiker angebiſſen. 5 
In ſozialer Hinſicht rät Jacquot zur Schonung aller Inter⸗ 


eſſen, zur Beruhigung der Arbeiter über die Verſicherungsgeſetz⸗ 


gebung, für die Frankreich allerdings kein Aequivalent bieten 
könne. Er empfiehlt Rekrutierung des Beamtentums aus der 
Pfalz, Förderung der techniſchen Schulen, Gründung einer Forſt⸗ 
ſchule, eines Gymnaſiums in Ludwigshafen, ja ſogar einer 
Landesuniverſität. Man müſſe eine Verminderung der Beſetzungs⸗ 


dauer in Ausſicht ſtellen, unter der Vorausſetzung, daß der weſt⸗ 


deutſche Staatenbund ſich verwirkliche. Noch höher ſteigen die 
wirtſchaftlichen Luftſchlöſſer. Die Pfalz ſoll an allen franzöſiſchen 
Handelsverträgen und Bündniſſen teilhaben, Begünſtigungen im 
Verkehr mit Elſaß⸗Lothringen erhalten, ja ſogar Ausſichten äuf 
koloniale Zugeſtändniſſe; es muß ein Plan zur Vereinigung des 
franzöſiſchen Ei'enbahn⸗, Straßen⸗ und Kanalgeſetzes, des ganzen 
franzöſiſchen Verkehrsſyſtems mit dem verbeſſerten pfälziſchen 
Syſtem ausgearbeitet werden. i 

So können diejenigen, die nicht alle werden, aus den Händen 
dieſes milden und uneigennützigen Siegers alles 
empfangen, von der Univerſität bis zu den Kolonien. 


— 


— 


Aus dem Buche ne können die Pfälzer lernen, wie 
man ſie verführen will. Aus den Ordonnanzen der Hohen Inter⸗ 
alliierten Kommiſſion werden ſie dagegen erfahren haben, wie 
man ſie in Wahrheit regieren will. An die Stelle der Fata 
Morgana iſt die unerbittliche Wirklichkeit getreten, um ihr ein 
Ende zu machen. een 
Wir hatten gehofft, daß nach den vielfältigen Kompro⸗ 
mittierungen des franzöſiſchen Militarismus auf dem linken 
Rheinufer die Interalliierte Kommiſſion Wortlaut und Geiſt des 
Friedens gegenüber allen verſchleierten franzöſiſchen Aneignungs⸗ 
gelüſten wiederherſtellen würde. Wie alle Hoffnungen, daß die 
Gegner ſich zur Gerechtigkeit aufraffen würden, ijt auch dieſe ent 
täuſcht worden. Die übrigen Ententemächte haben in dieſer 
Frage wieder einmal die Wünſche der Franzoſen, deren Sinn 
ihnen nicht verborgen ſein kann, erfüllt oder erfüllen müſſen. 
Die Ordonnanzen der Interalliierten Kommiſſion find, wie 
der Reichskanzler Bauer fie mit Recht gekennzeichnet hat, nichts 
anderes als eine Fortſetzung des Krieges mit politiſchen Mitteln. 
Angelſachſen und Franzoſen ſind ſtolz auf die von ihnen im 
18. Jahrhundert der Welt verkündeten Menſchenrechte. Wollen 
ſie ſie jetzt vereint am Rhein außer Kraft ſetzen? Jetzt ſoll aus 
mit den Souveränitätsrechten eines Staates und den Menſchen⸗ 
rechten des Individuums gleich unvereinbaren Forderungen ein 


Syſtem gemacht werden, für 15 Jahre und für Millionen von 


Menſchen, im Augenblick eines Friedens, der angeblich das Zeit⸗ 
oe mae Hegemonie durch eine Aera der Gerechtig⸗ 
eit ablöſt! 
Die Ordonnanzen: das iſt nicht mehr die Politik Gérard: | 
— 4155 die Politik der la dena das iſt die Politik der 
nebelung auf ein halbes Menſchenalter hinaus. Die Willkür 
der Ordonnanzen auf der einen Seite, die Mediatiſierung der 
deutſchen Behörden auf der anderen Seite, beides zuſammen 


ſchafft eine Atmoſphäre der Nechtloſigkeit und Unſicherheit, wie 
iſtoriſchen Glanz der Schlagworte Nutzen zu . Der Höhe⸗ 
punkt dieſer Künſte iſt der verführeriſche Ge 


ſie in dem abſolutiſtiſchen Rußland nicht ſchlimmer gedacht werden 
konnte. Man muß wiſſen, was der ſadiſtiſche Quälgeiſt der Fran⸗ 
8 ſolchen Beſtimmungen zu machen verſteht, und man 
begreift, daß Jacquots Hoffnung, „daß unſere Rheiniſchen Admi⸗ 
niſtratoren, wenn ſie überhaupt noch eine aktive Rolle ſpielen 
können, ſich unſerer Armee bedienen, um aus ihr die mee 
einer feſten, klaren und methodiſchen Politik zu formen“, jetz 
doch noch in Erfüllung gehen kann. Die Aeußerung des Ober⸗ 
kommiſſars Tirard, daß man auch den Schulunterricht werde über⸗ 
wachen müſſen, iſt der erſte Beleg für die Unſittlichkeit der beab⸗ 
ſichtigten Praxis. Das Endſpiel, das die Franzoſen wollen, geht 
aus dem Buche Jacquots, der das letzte herausſagt, unwiderleglich 
hervor: Nach ihm muß auch der n Ordonnanzen und der 
von ihnen beabſichtigten Wirkungen allerdings verſtanden werden. 


Um dieſes Endziels willen m, der Kampf gegen die 
Ordonnan en aufgenommen werden. ir müſſen uns darüber 
klar ſein, daß wir in dieſem Kampfe nur über moraliſche Mittel, 
nicht aber über wirkſame Machtmittel verfügen. Aber wir ver⸗ 
trauen, daß, wenn es ſich um die Bedrohung des Edelſten im 
Menſchen handelt, die Mittel der moraliſchen Verteidigung ſtärker 
ſind als alle Uebung der Gewalt. f ae 
Die erſte Voraus etzung dieſer moraliſchen Abwehr ijt natür⸗ 
lich, daß in der Pfalz — und das gilt auch von dem ganzen 
linken Rheinufer — die politiſche Einheitsfront aller Parteien 


erhalten und befeſtigt werde. Ohne ſie würde der Kampf gegen 


Der Herodot der Etappe hat ſich zum Schluſſe in 
Tarturin von Tarascou verwandelt und begeht die 
Unvorſichtigkeit, alle ſeine Einfälle nebeneinander 
drucken zu laſſen. | 

Gewiß werden die wirtſchaftlichen Nöte Deutſch⸗ 
lands und der Pfalz den Franzoſen immer wieder 
ein Sprungbrett für ihre wirtſchaftspolitiſche Pro⸗ 
paganda liefern. Aber zweierlei haben die Pfälzer, 
die einen offenen Blick für die Wirklichkeit beſitzen, 
jetzt ſchon gelernt. Die franzöſiſche Wirtſchafts⸗ 
energie reicht nicht dazu aus, nach dem Urteil ihrer 
eigenen Verbündeten, ſich ſelber zu helfen, bei ſich 
ſelber wieder aufzubauen, ſie würde garnicht im⸗ 
ſtande ſein, anderen auf die Beine zu helfen. 
Vor allem aber: fie wollen das auch gar nicht, 
ſondern nur, wie Jacquot an einer anderen Stelle 
unvorſichtig ausplaudert, „die Quellen des Reich⸗ 
tums der Pfalz en wick ln und zu unſerem (d. h. 
der Franzoſen) Vorteil fließen laſſen“ Ein furcht⸗ 
bares Beiſpiel dafür hat der Pfäl er auf ſeinem 
eigenen Boden faſt, in ſeiner nächſten Nachbarſchaft 
vor Augen, die Ausplünderung des Saargebiets, 


nutzung der Valuta und mit wirtſchaftlichen 
Drohungen (3. B durch Kohlenentziehung) in einem 
Umfange eingeleitet hat, für den geſchichtliche 
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Das neue Rathaus in Saarbrücken. 
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Nr. 8, Seite 56 


Entwürdigungen und Gefährdungen, 


Entrüſtung gerechnet wurde. 
hinter den diplomatiſchen Proteſten eine Nation von ac lich 


wendigkeit, ſondern aus der 


“ 
* 

; 


„Saarfreund“ 


die Ordonnanzen von vornherein verloren ſein. Bleibt ſie aber 
unerſchütterlich beſtehen, ohne alle Lücken, die dem Gegner das 


Eintreiben eines Keils ermöglichen könnten, ſo wird an dieſem 
‘Bellen der Geiſt der Ordonnanzen fic) möglicherweiſe doch noch 


rechen. Wir müſſen, zumal in den Nachbarſchaften rechts des 


Rheins, die öffentliche Meinung wachrütteln, unter den Gleich⸗ 


ültigen und den von eigener Sorge Ueberlaſteten. Denn was 

d unſere materiellen Nöte, ſo ſchwer fie auch unſer irdiſches 
Daſein bedrücken, gegen die ſeeliſchen Aengſte, gegen die ſittlichen 
denen unſere deutſchen 


Brüder jenſeits des Rheins ausgeſetzt ſind! Sie können von uns, 


und zumal von ihren nächſten Stammesgenoſſen verlangen, daß 
wir an ſie denken und mit ihnen fühlen, daß wir ihnen die Hand 
reichen und für ſie handeln. Sie brauchen für ihren Widerſtand 
eine Rejonang, an deren Gleichklang fie ſich erheben, einen Rück⸗ 
halt, bei dem ſie das niederziehende Gefühl des Verlaſſenſeins 


Coergeſſen. | 


Darum dürfen wir auch vor der Welt nicht ſchweigen — 
wit find ſchon viel zu ſchweigſam geworden, ſelbſt dann, wenn 
ſogar unter unſeren Gegnern mit einem Sturm der nationalen 
Wir müſſen der Welt zeigen, daß 
und unnachgiebigen Männern ſteht. 


Syſtematiſch und ſachlich, 


ohne herausfordernde Geſte, die unſerer Stellung in der Welt 
nicht anſteht, muß darauf hingewieſen werden, daß Millionen 
von Deutſchen in einem der älteſten Kulturgebiete Mitteleuropas 
durch den franzöſiſchen Militarismus in einen Helotenſtand herab⸗ 
gedrückt werden ſollen, der die Schergen noch mehr ſchändet als 


ihre Knechte. „ 
Denn es iſt deutſches Land ſeit einem Jahrtauſend, * * 
Berge uns über den Strom herüber aus der Ferne grüßen. Aus 


dem fränkiſchen Speiergau ſtammte Otfried, der Mönch von 


Weißenburg, deſſen Name an der Spitze der deutſchen Literatur 
ſteht. Die großen Geſtalten der ſaliſchen Kaiſer, dieſer eigentlich 
rheiniſchen Dynaſtie, haben dort, wo fie ſich perſönlich zu Hauſe 
ve in Speier, den Dom gebaut und ihre Grabſtätte ge⸗ 
nden 


urgruinen aus der Zeit Barbaroſſas, die Reſte des ſtaufiſchen 


Burgenſyſtems am Mittelrhein hernieder? Wohl ijt alles das 


Und blicken nicht von mehr als fiinigig Bergen der Pfalz. 


heute eine in Trümmern liegende Vergangenheit, aber wie kam 


es denn, daß dieſes alte Aten at Land deutſcher Größe heute 
ärmer an hiſtoriſchen Ueberreſten iſt als viele deutſche Landſchaften 


von jüngerem Datum und beſcheidenerem kulturellen Gepräge; daß 


in Speier außer dem Dom kaum noch etwas erinnert an die Stadt, 


die der Ort der großen Reformationsreichstage war und im 
16. und 17. Jahrhundert d 
Phyſiognomie 


Sitz des Reichskammergerichts? Die 


rangojen im 
uchten, den im Lande unvergeſſenen Befehl zum „brüler le Pala- 
tinat“ gaben, nicht aus zwingenden Gründen militäriſcher Not⸗ 

erſtötungswut deſſen, der das Er⸗ 
ſtrebte fahren laſſen muß. So ſi 
und verwüſteten Lande im Zeitalter Ludwigs XIV. zum erſtenmal 
die Menſchen über den Ozean hinübergeflüchtet, die erſte Vorhut 


deutſcher Auswanderung. So ſteht es um die Vergangenheit des 


Stammes, der nach Jacquot im Jahre 1793 die franzöſiſchen Er⸗ 
oberer begrüßt hat. In Wahrheit atmeten die Pfälzer erſt wieder 
auf, als die preußiſchen Truppen im Bunde mit Europa die 
Gewalttat wieder gutmachten. Die Franzoſen, die dem franzö⸗ 
ſiſchen Geiſt im Lande nachſpüren und die deutſche Einigung für 
ein ausſchließliches Werk der „preußiſchen Gewalt“ und des un⸗ 


Na Bismarck halten, haben keine Ahnung davon, daß die 


fälzer Liberalen ſchon in den dreißiger Jahren einen Vortrupp 
des Kampfes um die Einheit unſerer Nation ſtellten, daß in 
den fünfziger Jahren das Haus von Franz leg Buhl in Deides- 

im ein Zentrum unjerer Nationalpolitiker in Süddeutſchland 


war, und daß deus Häuſſer, der Heidelberger Hiſtoriker, der 


der preukijd-fleindeutihen Löſung auf ſüddeutſchem 
oden, ein geborener Pfälzer geweſen iſt. 


Deutſche Treue in Saarbrücker Briefen! 


Welche Entwicklung unſere Lage (der Bergbeamten) 
bei dem neuen franzöſiſchen Arbeitgeber nehmen wird, 
läßt ſich heute ſchon mit Beſtimmtheit überſehen: ſie läuft auf eine 

ünſtlingswirtſchaft ſondergleichen hinaus. Das Statut 
ſtrotzt voller Devotismus⸗ und Servilismusparagraphen, die 
Schleicherei wird von Amts wegen ſyſtematiſch gezüchtet. Es 
iſt ja auch zu natürlich. Man muß bedenken, daß in 15 Jahren 
die Abſtimmung darüber ſein wird, wo das Saargebiet angeglie⸗ 


laſſen, dieſe Abſtimmung zu ſeinen Gunſten zu bewirken, inzwiſchen 
alſo zu franzöſiſieren. Wer daher franzöſiſche Art annimmt, alſo 


Landes predigt noch heute, daß die 
ahre 1689, als ſie die Pfalz zu erobern ver⸗ 


aus heimgeſuchten 


dert zu werden wünſcht. Frankreich wird kein Mittel unverſucht 


ſeine deutſche Art, Abſtammung uſw. verleugnet, oder wer fran⸗ 
genide Art wenigſtens vorheuchelt, unterwürfig und ein williges 


erkzeug ſein wird, wird „Carrière“ machen und Vorteile 


— der ehrliche Mann, dem das alles zuwider iſt, wird hinten 


ehen müſſen, wird es zu nichts bringen. Dieſe 


peichelleckerei, 


wie ſie jetzt bereits beſteht, von einigen Männern betrieben, die 
früher ſich mit ihrem Patriotismus und Deutſchtum nicht genug 
brüſten konnten, iſt ſie nicht zum Anekeln? Der Ausdruck 
„Geſinnungslumpen ijt nod zu mild für fie. Weſſ' Brot 
ich eſſ', deß' Lied ich ſing! Nein, da mache ich nicht lange mit, 
das ſteht bei mir ziemlich feſt. 

Ihr deutſchen Brüder rechts des Rheines verzagt nicht. Wir 
haben guten Mut. Unſere Sache iſt die des Rechtes und der Ge⸗ 
rechtigkeit und Mariannes Werben um die Enkel der 


Germania an der Saar wird keinen Erfolg 


Wenn wir auch leiden unter mancherlei Nöten, wir haben 
wenigſtens eine Genugtuung — wir dürfen wieder 


„deutſch“ reden 


Völkerbund und Völkerverſöhnung! Je das ſind ſchöne 
Gedanken, aber unſer wirkliches Heil finden wir doch 
nur an der Mutter Bruſt, bei unſerem Deutſch⸗ 


Man darf gar nicht daran denken, wie wir durch den Frie⸗ 
densvertrag betrogen worden ſind. Hier ſitzen fünf Menſchen, die 
vorgaben, für Gerechtigkeit und Weltfrieden zu arbeiten, aber, 


wenn man hinſieht, iſt alles noch genau ſo wie unter ! 
der franzöſiſchen Mrlitär diktatur 


Des Saarlandes Sänger⸗Gruß. 


(Vorgetragen bei einer kürzlichen größeren Veranſtaltung der ver⸗ 
einigten Männerchöre Saarbrückens.) 


Grüß Gott, grüß Gott mit hellem Klang, 
Heil deutſchem Wort und Sang. 


Hoch deutſcher Wein, hoch deutſche Maid, 
Hoch deutſches Lied für alle Zeit! 
riſch unjrer Wälder Grün, 
Hell unjres Weines Glüh'n, 
tark unjrer Berge Erz, 7 
Und künden wir's, geloben wir's: 
Deutſch unſer Lied und Herz! H. 


Anfragen und künfte. 
C. B. in K. Die Forderung „das Saarland den Saarlän⸗ 
dern“ ging vom „Neuen Saarkurier“ aus. Wieweit er die For⸗ 
derung praktiſch vertritt, können Sie ſelbſt aus einer x-beliebigen 


Nummer ſehen. Neuerdings hetzt er auch unter der Flagge 
Völker⸗Verſöhnung. 


Zum Gedächtnis der deutſchen Volksgenoſſen in den ver- 
lorenen Gebieten vertreibt jetzt der „Deutſche Schatzmarken⸗Ver⸗ 
ein“ vier neue Marken (zu je 5 Pf.). Die Verſchlußſiegelmarken 
verkörpern die vier gebrochenen deutſchen Grenzmarken in Weſt, 
Nord, Oſt und Süd: Straßburg (karmin), der Hamburger Bis⸗ 
marck⸗Roland (blau), die Marienburg (grün) und das Andreas 
Hofer⸗Denkmal in Innsbruck (veilchenfarben). Die Marken gehen 
unter dem Namen von Volfsnot- (Gedenk⸗, Erinnerungs)⸗Marken 
und ſind zu beziehen von Dr. Winterſtein (Kaſſel), Humbold⸗ 
ſtraße 30. Poſtſcheckkonto 6783, Frankfurt a. M. 


In der Saarländer Vereinigung in Berlin hält am 6. Mai 


ds. Is. abends 74 Uhr, im oberen Saal des Deutſchen Opern⸗ 


haus⸗Reſtaurant, Charlottenburg 4, Bismarck⸗Straße 34-37, Herr 
Kriſtian Kraus einen Vortrag über: „1. Hat das Saargebiet von 
der Konferenz in Spa etwas zu erwarten? 2. Neueſte Nachrich⸗ 
ten aus dem Saargebiet.“ Nach dem Vortrage gemütliches Zu— 
ſammenſein. Herr Kriſtian Kraus wird durch die Vorleſung 


eines Kapitels (Das Grubenunglück) aus ſeinem Roman „Die 


vorträge ſind vorgeſehen. 


Traumfahrt“ zur Unterhaltung beitragen. Muſik⸗ und Geſang⸗ 


Der Deutſche Frauenbund, BVerlin⸗Halenſee, Joachim⸗ 
Friedrich⸗Straße 54, ladet deutſche Frauen und Mädchen, die aus 
irgendwelchen Gründen vertrieben ſind, ein, an ſeinen Ver⸗ 
anſtaltungen teilzunehmen, um dadurch Anſchluß an national⸗ 
rome 83 zu bekommen. Sie ſollen uns als Gäſte und 

itglieder herzlich willkommen ſein. 
bittet, ihm freundlichſt Adreſſen angeben zu wollen, wohin er 
ſein Werbematerial ſenden kann. Deutſcher Frauenbund. 


Die Berliner Zweigſtelle der Handelskammer Saar⸗ 
brücken hat ihre Geſchäftsſtelle von der Linkſtraße 25 


nach der Bernburger Straße 18 III, Berlin SW. 11, ver⸗ 


legt. Telephoniſcher Knruf ijt: Nollendorf 124. 


Be tlag: Geſchäftsſtelle Saarverein, Berlin SW. 11, Königgrätzer Str. 94; Dru : Deutſcher Schriftenverlag G. m. b. H., Berlin SW. 11; für die Schriftl. verantwortl.: H. Ganßer. 


— 


29. April 1920 


Der Deutſche Frauenbund 
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